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I

(Mitteilungen)

RAT

SONDERBERICHT Nr. 11/2003 DES RECHNUNGSHOFS

vom 2. März 2004

über das Finanzierungsinstrument für die Umwelt (LIFE) — Entwurf von Schlussfolgerungen des
Rates

(2004/C 61/01)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

1. BEGRÜSST den Sonderbericht Nr. 11/2003 des Rechnungs-
hofs, der den Aufbau, die Verwaltung und die Durchführung
des Finanzierungsinstruments für die Umwelt (LIFE) einer
Prüfung unterzieht;

2. TEILT die Auffassung des Rechnungshofs, dass LIFE ein be-
deutendes Instrument im Rahmen der Umweltpolitik der
Gemeinschaft bildet, und VERWEIST DARAUF, dass LIFE
nach wie vor das einzige Instrument zur Unterstützung
dieser Politik ist;

3. NIMMT davon KENNTNIS, dass der Bericht des Rechnungs-
hofs schwerpunktmäßig auf die zweite Phase von LIFE (1996
bis 1999) ausgerichtet ist;

4. NIMMT ferner davon KENNTNIS, dass der Rechnungshof ins-
besondere folgende Empfehlungen abgegeben hat:

a) Die Funktion des Programms LIFE sollte insbesondere in
Bezug auf Umweltaktionsprogramme klarer gefasst wer-
den; ferner sollten für das Instrument genaue, wenn
möglich quantifizierte Ziele vorgegeben werden.

b) Die derzeitigen Verwaltungsverfahren der Kommission
sollten verbessert werden. Insbesondere empfahl der
Rechnungshof,

i) die dienststellenübergreifende Konsultation zu verbes-
sern, um Doppelfinanzierungen zu vermeiden;

ii) auf externe Sachverständige für die Bewertung von
Vorschlägen in allen drei Teilbereichen des Instru-
ments zurückzugreifen, um die Transparenz der Ver-
fahren zu gewährleisten,

iii) genauer zu definieren, was zuschussfähige Kosten
sind, und die Kontrollen beim Grundstückserwerb
zu verbessern.

c) Die Kommission sollte eine bessere Überwachung, Kon-
trolle und Bewertung sicherstellen, unter anderem

i) durch Beibehaltung und — wenn möglich — Erhö-
hung der Anzahl und Verbesserung der Qualität der
Vor-Ort-Kontrollen von Projekten und

ii) durch externe Projektprüfungen;

iii) durch Aufnahme von Instrumenten zur Bewertung
der Wirksamkeit und des Erfolgs von Projekten in
die Strategie für die Verbreitung der Projektergebnis-
se.

d) Der Nutzung der Projektergebnisse sollte größeres Au-
genmerk gewidmet werden, um sicherzustellen, dass
ein zufrieden stellendes Verhältnis zwischen Finanzierung
und Verwirklichung umweltpolitischer Zielsetzungen
erreicht wird.

5. BEGRÜSST die konstruktive Reaktion der Kommission auf
den Sonderbericht und STELLT insbesondere FEST, dass die
Kommission bereits Maßnahmen eingeleitet hat, mit denen
die Verwaltung der derzeitigen dritten Phase von LIFE (2000
bis 2004) im Sinne zahlreicher Empfehlungen des Rech-
nungshofs verbessert werden konnte;

6. BEGRÜSST den Bericht der Kommission vom 5. November
2003 an das Europäische Parlament und den Rat zur Zwi-
schenbewertung der Verordnung (EG) Nr. 1655/2000, der
zwar die derzeitige Phase von LIFE betrifft, aber weitgehend
von den im Rahmen der vorhergehenden LIFE-Phase finan-
zierten Projekten ausgeht und STELLT FEST, dass auch die im
Zwischenbericht enthaltenen Empfehlungen, nämlich die
Vereinfachung der Programmverwaltung, eine stärkere Beto-
nung der Prioritäten des Sechsten Umweltaktionsprogramms
und eine bessere Nutzung und Verbreitung der Ergebnisse,
mit den Empfehlungen des Rechnungshofs übereinstimmen;

7. UNTERSTÜTZT die jüngste Initiative der Kommission, in der
vorgeschlagen wird, die derzeitige Phase von LIFE bis 2006
zu verlängern und im Zuge dieser Verlängerung bestimmte
andere Empfehlungen des Rechnungshofs umzusetzen;

8. ÄUSSERT gewisse Vorbehalte gegenüber der Empfehlung des
Rechnungshofs zur Definition der zuschussfähigen Kosten
im Bereich der Personalausgaben und des Grundstücks-
erwerbs und IST DER AUFFASSUNG, dass diese Empfehlungen
sorgfältig zu prüfen sind;

9. FORDERT die Kommission AUF, bei der künftigen Verwal-
tung und Durchführung des LIFE-Instruments den übrigen
Empfehlungen des Sonderberichts und der Zwischenbewer-
tung Rechnung zu tragen.
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KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

9. März 2004

(2004/C 61/02)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,2361

JPY Japanischer Yen 137,70

DKK Dänische Krone 7,4523

GBP Pfund Sterling 0,6721

SEK Schwedische Krone 9,1653

CHF Schweizer Franken 1,5801

ISK Isländische Krone 86,62

NOK Norwegische Krone 8,644

BGN Bulgarischer Lew 1,9461

CYP Zypern-Pfund 0,58589

CZK Tschechische Krone 33,057

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 253,85

LTL Litauischer Litas 3,4526

Währung Kurs

LVL Lettischer Lat 0,6645

MTL Maltesische Lira 0,4271

PLN Polnischer Zloty 4,7728

ROL Rumänischer Leu 39 952

SIT Slowenischer Tolar 238

SKK Slowakische Krone 40,555

TRL Türkische Lira 1 627 564

AUD Australischer Dollar 1,6242

CAD Kanadischer Dollar 1,6398

HKD Hongkong-Dollar 9,6297

NZD Neuseeländischer Dollar 1,8163

SGD Singapur-Dollar 2,1071

KRW Südkoreanischer Won 1 452,36

ZAR Südafrikanischer Rand 8,192

___________
(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Informationsverfahren — Technische Vorschriften

(2004/C 61/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste
der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37; ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18)

Der Kommission übermittelte einzelstaatliche Entwürfe von technischen Vorschriften

Bezugsangaben (1) Titel
Termin des Ablaufs
der dreimonatigen

Stillhaltefrist (2)

2004/43/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 101 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die in den Funkfrequenzbereichen 6 765—6 795 kHz und
13,553—13,567 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/44/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 103 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die im Funkfrequenzbereich 40,660—40,700 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/45/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 104 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die in dem Funkfrequenzbereich 433,050—434,790 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/46/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 105 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die in den Funkfrequenzbereichen 868,0—868,6 MHz, 868,7—869,2 MHz,
869,4—869,65 MHz, 869,7—870,0 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/47/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 106 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die im Funkfrequenzbereich 2 400—2 483,5 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/48/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 107 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die im Funkfrequenzbereich 5 725—5 875 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/49/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 108 v. 1.0 — Nicht näher bestimmte Geräte mit
geringer Reichweite, die in den Funkfrequenzbereichen 24,0—24,25 GHz, 61,0—61,5 GHz,
122,25—123 GHz, 244—246 GHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/50/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 201 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz in lokalen Funknetzen (RLANs), die im Funkfrequenzbereich 2 400—2 483,5 MHz betrieben
werden.“

18.5.2004

2004/51/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 202 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz als Bewegungsmelder und zur Überwachung, die in den Funkfrequenzbereichen
2 400—2 483,5 MHz, 9 500—9 975 MHz, 13,4—14,0 GHz, 24,05—24,25 GHz betrieben wer-
den.“

18.5.2004

2004/52/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 203 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz in Alarmanlagen, die in den Funkfrequenzbereichen 868,60—868,70 MHz,
869,20—869,25 MHz, 869,25—869,30 MHz, 869,65—869,70 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/53/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2041 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz als Fernsteuerung für Modelle, die auf den Funkfrequenzen 26,995, 27,045, 27,095, 27,145
und 27,195 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/54/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2042 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz als Fernsteuerung für Flugmodelle, die im Funkfrequenzbereich 34,995—35,225 MHz be-
trieben werden.“

18.5.2004

2004/55/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2043 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz als Fernsteuerung für Modelle, die auf den Funkfrequenzen 40,665, 40,675, 40,685 und
40,695 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/56/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2051 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zur
Einstellung von Induktionsschleifen, die in den Funkfrequenzbereichen 9—59,750 kHz,
59,750—60,250 kHz, 60,250—70 kHz, 70—119 kHz, 119—135 kHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/57/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2052 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zur
Einstellung von Induktionsschleifen, die in den Funkfrequenzbereichen 6 765—6 795 kHz und
13,553—13,567 MHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/58/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2053 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zur
Einstellung von Induktionsschleifen, die im Funkfrequenzbereich 7 400—8 800 kHz betrieben wer-
den.“

18.5.2004

2004/59/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2054 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zur
Einstellung von Induktionsschleifen, die im Funkfrequenzbereich 26,957—27,283 kHz betrieben
werden.“

18.5.2004
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Bezugsangaben (1) Titel
Termin des Ablaufs
der dreimonatigen

Stillhaltefrist (2)

2004/60/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2061 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz in medizinischen Implantaten, die im Funkfrequenzbereich 402—405 MHz betrieben wer-
den.“

18.5.2004

2004/61/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 2062 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz bei medizinischen Implantaten, die im Funkfrequenzbereich 9—315 kHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/62/GR „Schnittstellenspezifikationen für Funkanlagen 210 v. 1.0 — Geräte mit geringer Reichweite zum
Einsatz zur automatischen Fahrzeugerkennung (AVI) im Schienenverkehr, die im Funkfrequenz-
bereich 2,45 GHz betrieben werden.“

18.5.2004

2004/63/GR Anforderungen, Verkehrsbedingungen und Prüfmethoden für Schmierstoffe von Verbrennungsmoto-
ren

21.5.2004

(1) Jahr, Registriernummer, Staat.
(2) Zeitraum, in dem der Entwurf nicht verabschiedet werden kann.
(3) Keine Stillhaltefrist, da die Kommission die Begründung der Dringlichkeit anerkannt hat.
(4) Keine Stillhaltefrist, da es sich um technische Spezifikationen bzw. sonstige mit steuerlichen oder finanziellen Maßnahmen verbundene Vorschriften (Artikel 1 Nummer

11 Absatz 2 dritter Gedankenstrich der Richtlinie 98/34/EG) handelt.
(5) Informationsverfahren abgeschlossen.

Die Kommission möchte auf das Urteil „CIA Security“ verweisen, das am 30. April 1996 in der Rechts-
sache C-194/94 (Slg. 1996, S. I-2201) erging. Nach Auffassung des Gerichtshofs sind Artikel 8 und 9 der
Richtlinie 98/34/EG (ehemalige 83/189/EWG) so auszulegen, dass Dritte sich vor nationalen Gerichten auf
diese Artikel berufen können; es obliegt dann den nationalen Gerichten sich zu weigern, die Anwendung
einer einzelstaatlichen technischen Vorschrift zu erzwingen, die nicht gemäß der Richtlinie notifiziert
wurde.

Dieses Urteil bestätigt die Mitteilung der Kommission vom 1. Oktober 1986 (ABl. C 245 vom 1.10.1986,
S. 4).

Die Missachtung der Verpflichtung zur Notifizierung führt damit zur Unanwendbarkeit der betreffenden
technischen Vorschriften, die somit gegenüber Dritten nicht durchsetzbar sind.

Weitere Informationen zum Notifizierungsverfahren erhalten Sie unter folgender Adresse:

Europäische Kommission
Generaldirektion Unternehmen, Einheit F1
B-1049 Brüssel
E-Mail-Adresse: Dir83-189-Central@cec.eu.int
Besuchen Sie auch die Website: http://europa.eu.int/comm/enterprise/tris/

Eventuelle Auskünfte zu den Notifizierungen sind bei den nachstehenden nationalen Dienststellen verfüg-
bar:
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LISTE DER FÜR DIE UMSETZUNG DER RICHTLINIE 98/34/EG ZUSTÄNDIGEN NATIONALEN STELLEN

BELGIEN

BELNotif
Bestuur Kwaliteit en Veiligheid
FOD Economie, KMO, Middenstand en Energie
North Gate III — 4e etage
Boulevard du Roi Albert II/Koning Albert II-laan 16
B-1000 Bruxelles

Webseite: http://www.mineco.fgov.be

Frau P. Descamps
Tel. (32-2) 206 46 89
Fax (32-2) 206 57 46
E-Mail: belnotif@mineco.fgov.be

DÄNEMARK

Erhvervs- og Boligstyrelsen
Dahlerups Pakhus
Langelinie Allé 17
DK-2100 Copenhagen Ø (oder DK-2100 Copenhagen OE)

Webseite: http://www.ebst.dk

Frau Laila Østergren
Tel. (45) 35 46 66 89 (direct)
Fax (45) 35 46 62 03
E-Mail: Frau Laila Østergren — loe@ebst.dk

Frau Birgitte Spühler Hansen — bsh@ebst.dk

Mailbox für Notifizierungen — noti@ebst.dk

DEUTSCHLAND

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Referat XA2
Scharnhorststraße 34—37
D-10115 Berlin

Webseite: http://www.bmwa.bund.de

Frau Christina Jäckel
Tel. (49) 30 20 14 63 53
Fax (49) 30 20 14 53 79
E-Mail: infonorm@bmwa.bund.de

GRIECHENLAND

Ministry of Development
General Secretariat of Industry
Michalacopoulou 80
GR-115 28 Athens
Tel. (30-210) 778 17 31
Fax (30-210) 779 88 90

ELOT
Acharnon 313
GR-111 45 Athens

Herr E. Melagrakis
Tel. (30-210) 212 03 00
Fax (30-210) 228 62 19
E-Mail: 83189in@elot.gr

SPANIEN

Ministerio de Asuntos Exteriores
Secretaría de Estado de Asuntos Europeos
Direccion General de Coordinacion del Mercado Interior y otras
Políticas Comunitarias
Subdireccion General de Asuntos Industriales, Energéticos, de Transportes y
Comunicaciones y de Medio Ambiente

Padilla, 46, Planta 2a, Despacho: 6276
E-28006 Madrid

Frau Esther Pérez Peláez

Tel. (34) 913 79 84 64
Fax (34) 913 79 84 01
E-Mail: d83-189@ue.mae.es

FRANKREICH

Direction générale de l'industrie, des technologies de l'information et des postes
(DiGITIP)
Service des politiques d'innovation et de compétitivité (SPIC)
Sous-direction de la normalisation, de la qualité et de la propriété industrielle
(SQUALPI)
DiGITIP 5
12, rue Villiot
F-75572 Paris Cedex 12

Frau Suzanne Piau
Tel. (33) 153 44 97 04
Fax (33) 153 44 98 88
E-Mail: suzanne.piau@industrie.gouv.fr

Frau Françoise Ouvrard
Tel. (33) 153 44 97 05
Fax (33) 153 44 98 88
E-Mail: francoise.ouvrard@industrie.gouv.fr

IRLAND

NSAI
Glasnevin
Dublin 9
Ireland

Herr Tony Losty
Tel. (353-1) 807 38 80
Fax (353-1) 807 38 38
E-Mail: lostyt@nsai.ie

ITALIEN

Ministero delle Attività produttive
Direzione generale per lo Sviluppo produttivo e la competitività
Ispettorato tecnico dell'industria — Ufficio F1
Via Molise 2
I-00187 Roma

Webseite: http://www.minindustria.it

Herr V. Correggia
Tel. (39) 06 47 05 22 05
Fax (39) 06 47 88 78 05
E-Mail: vincenzo.correggia@minindustria.it

Herr E. Castiglioni
Tel. (39) 06 47 05 26 69
Fax (39) 06 47 88 77 48
E-Mail: enrico.castiglioni@minindustria.it

LUXEMBURG

SEE — Service de l'Énergie de l'État
34, avenue de la Porte-Neuve
BP 10
L-2010 Luxembourg

Herr J. P. Hoffmann
Tel. (352) 469 74 61
Fax (352) 22 25 24
E-Mail: see.direction@eg.etat.lu
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NIEDERLANDE

Ministerie van Financiën
Belastingsdienst/Douane Noord
Team bijzondere klantbehandeling
Centrale Dienst voor In- en uitvoer
Engelse Kamp 2
Postbus 30003
9700 RD Groningen
Nederland

Herr Ebel Van der Heide
Tel. (31-50) 523 21 34

Frau Hennie Boekema
Tel. (31-50) 523 21 35

Frau Tineke Elzer
Tel. (31-50) 523 21 33
Fax (31-50) 523 21 59
Allgemeine Mailbox: Enquiry.Point@tiscali-business.nl

Enquiry.Point2@tiscali-business.nl

ÖSTERREICH

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Abteilung C2/1
Stubenring 1
A-1010 Wien

Webseite: http://www.bmwa.gv.at

Frau Brigitte Wikgolm
Tel. (43-1) 711 00 58 96
Fax (43-1) 715 96 51 oder (43-1) 712 06 80
E-Mail: post@tbt.bmwa.gv.at

PORTUGAL

Instituto Portugês da Qualidade
Rua Antonio Gião, 2
P-2829-513 Caparica

Webseite: http://www.ipq.pt

Frau Miranda Ondina
Tel. (351) 21 294 82 36 oder 81 00
Fax (351) 21 294 82 23
E-Mail: MOndina@mail.ipq.pt
Allgemeine Mailbox: dir83189@mail.ipq.pt

FINNLAND

Kauppa- ja teollisuusministeriö

Besucheradresse: Aleksanterinkatu 4
FIN-00171 Helsinki
und
Katakatu 3
FIN-00120 Helsinki

Postanschrift:
PO Box 32
FIN-00023 Valtioneuvosto

Webseite: http://www.ktm.fi

Frau Heli Malinen
Tel. (358-9) 16 06 36 27
Fax (358-9) 16 06 46 22
E-Mail: heli.malinen@ktm.fi

Herr Katri Amper

Allgemeine Mailbox: maaraykset.tekniset@ktm.fi

SCHWEDEN
Kommerskollegium
Box 6803
Drottninggatan 89
S-113 86 Stockholm

Webseite: http://www.kommers.se

Frau Kerstin Carlsson
Tel. (46-8) 690 48 82 oder (46-8) 690 48 00
Fax (46-8) 690 48 40 oder (46-8) 30 67 59
E-Mail: kerstin.carlsson@kommers.se

Allgemeine Mailbox: 9834@kommers.se

GROSSBRITANNIEN
Department of Trade and Industry
Standards and Technical Regulations Directorate 2
Bay 327
151 Buckingham Palace Road
London SW1 W 9SS
United Kingdom

Webseite: http://www.dti.gov.uk/strd

Herr Philip Plumb
Tel. (44) 20 72 15 15 64 oder 14 88
Fax (44) 20 72 15 15 29
E-Mail: philip.plumb@dti.gsi.gov.uk

Allgemeine Mailbox: mailto: 98-34@dti.gov.uk

EFTA-Überwachungsbehörde

EFTA Surveillance Authority (ESA)
Rue de Trêves/Trierstraat 74
B-1040 Bruxelles

Webseite: http://www.eftasurv.int

Herr Gunnar Thor Petursson
Tel. (32-2) 286 18 71
Fax (32-2) 286 18 00
E-Mail: DRAFTTECHREGESA@eftasurv.int

EFTA
Goods Unit
EFTA Secretariat
Rue de Trêves/Trierstraat 74
B-1040 Bruxelles

Webseite: http://www.efta.int

Frau Kathleen Byrne
Tel. (32-2) 286 17 34
Fax (32-2) 286 17 42
E-Mail: DRAFTTECHREGEFTA@efta.int

kathleen.byrne@efta.int

TÜRKEI
Undersecretariat of Foreign Trade
General Directorate of Standardisation for Foreign Trade
Inönü Bulvari — Emek — Ankara

Webseite: http://www.dtm.gov.tr

Herr Saadettin Doğan
Tel. (90-312) 212 88 00 oder 20 44

(90-312) 212 88 00 oder 25 65
Fax (90-312) 212 87 68
E-Mail: dtsabbil@dtm.gov.tr
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(2004/C 61/04)

Datum der Annahme des Beschlusses: 11.2.2004

Mitgliedstaat: Deutschland (Bayern)

Beihilfe Nr.: N 22/03

Titel: Qualitätsprogramm „Geprüfte Qualität“

Zielsetzung: Ausdehnung des bestehenden Qualitätspro-
gramms „Geprüfte Qualität“ auf Lamm-, Kalb- und Zuchtwild-
fleisch

Rechtsgrundlage: Vollzugshinweise für die Durchführung von
Maßnahmen zur Förderung der Qualität und des Absatzes im
Rahmen des Zeichens „Geprüfte Qualität“; Besondere Bedin-
gungen für die Verleihung und Benutzung des Zeichens „Ge-
prüfte Qualität“; Haushaltsgesetz des Freistaates Bayern

Haushaltsmittel: 0,5 Mio. EUR/Jahr

Beihilfeintensität oder -höhe: Maximal 50 %

Laufzeit: Unbegrenzt

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 11.2.2004

Mitgliedstaat: Frankreich

Beihilfe Nr.: N 469/03

Titel: Maßnahmen finanziert durch das Centre Technique Inter-
professionnel des Fruits et Légumes (CTIFL)

Zielsetzung: Weiterführung der Finanzierung der Maßnahmen,
die im Rahmen der staatlichen Beihilfen N 270/98 und zuletzt
N 206/01 genehmigt wurden

Haushaltsmittel: 14 Mio. EUR/Jahr

Beihilfeintensität oder -höhe: Maximal 100 %

Laufzeit: Nicht festgelegt

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 11.2.2004

Mitgliedstaat: Frankreich

Beihilfe Nr.: N 552/03

Titel: Neubewirtschaftung von Waldflächen — Conseil général
de la Creuse

Zielsetzung: Neubewirtschaftung von Waldflächen, die wäh-
rend der Stürme im Dezember 1999 zerstört wurden

Haushaltsmittel: 9 600 EUR/Jahr

Beihilfeintensität oder -höhe: Maximal 100 %

Laufzeit: Vier Jahre

Die rechtsverbindliche(n) Sprachfassung(en) des Beschlusses,
aus der/denen alle vertraulichen Angaben gestrichen wurden,
finden Sie unter folgender Internet-Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids

DE10.3.2004 Amtsblatt der Europäischen Union C 61/7



STAATLICHE BEIHILFE — NIEDERLANDE

Beihilfe C 2/04 (ex NN 170/03) — Ad-hoc-Beihilfe zugunsten der niederländischen öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten und der NOB

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(2004/C 61/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 3. Februar 2004, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission den Niederlanden ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfe das
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zu den Beihilfen, derentwegen die Kommission das Verfahren
einleitet, zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser Veröffentlichung an folgende
Anschrift auf:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion Staatliche Beihilfen II
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 98 16.

Alle Stellungnahmen werden den Niederlanden übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann
unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

Verfahren: Einige private Rundfunkanstalten und Verlagshäu-
ser legten wegen der Finanzierung der niederländischen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten Beschwerde ein. Der vorlie-
gende Beschluss betrifft die Finanzierung der nationalen öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten ab 1992. Der Beschluss be-
trifft nicht die Vereinbarkeit jährlicher staatlicher Beiträge und
des Förderfonds (NN 32/91) mit dem EG-Vertrag; dies ist Ge-
genstand eines gesonderten Verfahrens.

Beschreibung der Beihilfemaßnahmen: Dem System des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks in den Niederlanden gehören
acht Verbände mit Mitgliedern und eine Dachorganisation
(NOS) an, die eine Sendelizenz für drei staatliche Kanäle haben
(öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten). Außerdem ist die
Niederländische Rundfunkgesellschaft (NOB), eine öffentliche
Dienstleistungsgesellschaft, Teil des Systems.

Auf Grundlage von Artikel 106a und Artikel 170c des Medien-
gesetzes (MG) erhielten die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten vom niederländischen Staat zwischen 1996 und
2002 Ad-hoc-Beihilfen in Höhe von insgesamt
261,1 Mio. EUR. Den öffentlich-rechtlichen Anstalten wird
die kostenlose Programmausstrahlung über Kabel zugesichert,
da die Kabelnetzbetreiber nach Artikel 82i MG rechtlich hierzu
verpflichtet sind („Must-carry“-Bestimmung). Die öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten erhielten zur Finanzierung von
Koproduktionen mit Dritten Beihilfen in Höhe von
28,4 Mio. EUR aus dem Koproduktionsfonds (CoBo). Weiter-
hin werden ihnen von der NOB kostenlos technische Dienst-
leistungen zur Verfügung gestellt, für die der niederländische
Staat zwischen 1992 und 2002 direkt an die NOB insgesamt
187,7 Mio. EUR zahlte (Artikel 89 und 90 MG).

Die öffentlich-rechtlichen Anstalten strahlen über Radio und
Fernsehen Programme aus (Hauptauftrag) und stellen auf an-

dere Weise Programmmaterial zur Verfügung (Nebenauftrag).
Diese Tätigkeiten werden als öffentlich-rechtliche Dienste be-
trachtet (Artikel 13c MG). Außerdem sind die öffentlich-recht-
lichen Anstalten auch im nichtöffentlichen Dienstleistungs-
bereich aktiv, wie beispielsweise dem Sponsoring, der Heraus-
gabe von Programmführern und dem Verkauf von Programm-
rechten.

Würdigung: Die Ad-hoc-Finanzierung, die kostenlosen NOB-
Dienstleistungen und die Finanzierung aus dem CoBo-Fonds
gehen mit dem Verlust staatlicher Mittel einher. Bei der recht-
lichen Verpflichtung der privaten Kabelnetzbetreiber zur Aus-
strahlung der öffentlich-rechtlichen Programme („must-carry“)
sind keine staatlichen Ressourcen betroffen. Die verschiedenen
Maßnahmen verfälschen den Wettbewerb, indem sie die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten gegenüber ihren Konkurren-
ten begünstigen. Die Maßnahmen beeinträchtigen den Handel
zwischen Mitgliedstaaten, da die niederländischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten im innergemeinschaftlichen
Handel als Wettbewerber auftreten. Daher handelt es sich bei
den Maßnahmen mit Ausnahme des freien Kabelzugangs um
staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Ver-
trag.

Da die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eine Dienstleis-
tung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erbringen,
muss die mögliche Vereinbarkeit ihrer Finanzierung mit dem
Gemeinsamen Markt auf Grundlage von Artikel 86 Absatz 2
EG-Vertrag geprüft werden. Die Kommission hat in einer Mit-
teilung festgelegt, wie die Vorschriften über staatliche Beihilfen
auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk angewandt werden
(Rundfunk-Mitteilung) (1). Zum jetzigen Verfahrenszeitpunkt
bezweifelt die Kommission, dass alle Kriterien des Artikels 86
Absatz 2 EG-Vertrag im Sinne der Rundfunk-Mitteilung erfüllt
sind.
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Die Kommission hat Zweifel, ob alle als Nebentätigkeiten der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten eindeutig als öffent-
lich-rechtlicher Auftrag definiert sind (Abschnitt 6.1 Rundfunk-
Mitteilung). Des Weiteren kann nicht ausgeschlossen werden,
dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten für ihren öf-
fentlich-rechtlichen Auftrag überkompensiert wurden. Auch
scheinen Dienstleistungen außerhalb des öffentlich-rechtlichen
Auftrags quersubventioniert worden zu sein. Nicht alle Erlöse,
die die öffentlich-rechtlichen Tätigkeiten einbringen, wurden
bei der Prüfung eines staatlichen Finanzierungsbedarfs berück-
sichtigt (Abschnitt 6.3.3 der Rundfunk-Mitteilung). Bestimmte
verlustbringende Verbandsaktivitäten wurden finanziert. Zudem
wird die Kommission entsprechend den Beschwerdevorwürfen
die Marktkonformität des Verhaltens der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten bei Beteiligungen an privaten Unternehmen
und auf dem Markt für Übertragungsrechte an Sportveranstal-
tungen prüfen.

Ferner hat die Kommission Zweifel, ob es sich bei den Zah-
lungen an die NOB um eine staatliche Beihilfe handelt. Dies
wäre der Fall, wenn der von den niederländischen Behörden für
die NOB-Dienstleistungen entrichtete Preis über dem Marktwert
liegt, wodurch die NOB begünstigt würde. Alle übrigen Tat-
bestandsmerkmale des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag schei-
nen erfüllt zu sein.

Nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates
können alle unrechtmäßigen Beihilfen vom Empfänger zurück-
gefordert werden.

DAS SCHREIBEN

„Excellentie,

Met dit schrijven stelt de Commissie Nederland ervan in kennis,
dat zij na onderzoek van de door Uw autoriteiten met betrek-
king tot de bovengenoemde steunmaatregel verstrekte inlichtin-
gen, heeft besloten de procedure van artikel 88, lid 2, van het
EG-Verdrag in te leiden.

PROCEDURE

1. Bij brief van 24 mei 2002 heeft de Commissie een klacht
ontvangen van CLT-UFA SA en de daarmee verbonden
dochtermaatschappijen RTL/de Holland Media Groep SA
en Yorin tv BV inzake de financiering van de Nederlandse
publieke omroep (2). Op 10 oktober en 28 november
2002 en 29 september 2003 hebben de commerciële
omroep SBS, de vereniging van commerciële omroepen
(VESTRA) en een onafhankelijke advocaat over hetzelfde
onderwerp een klacht ingediend.

2. De diensten van de Commissie hebben de Nederlandse
autoriteiten bij brief van 24 juni 2002 een verzoek om
informatie toegezonden. De Nederlandse autoriteiten heb-
ben bij brieven van 12 en 18 september 2002 op dit
verzoek gereageerd. Op 24 juli 2002 is met de Neder-
landse autoriteiten vergaderd.

3. Vereniging De Nederlandse Dagbladpers en Uitgevers-
maatschappij de Telegraaf hebben op 3 en 19 juni
2003 een klacht ingediend over de nieuwemedia-activi-
teiten van de publieke omroepen.

4. De onderhavige inleiding van de procedure heeft voor-
namelijk betrekking op organisaties die onderdeel zijn
van het nationale publiekeomroepstelsel. Deze procedure
heeft betrekking op de periode vanaf 1992.

5. Deze brief heeft geen betrekking op de juridische kwali-
ficatie of de verenigbaarheid met het Verdrag van de
jaarlijkse rijksbijdragen aan de publieke omroeporganisa-
ties. Dat wordt in een aparte procedure behandeld. Deze
beschikking houdt zich niet bezig met de verenigbaarheid
van het Stimuleringsfonds Nederlandse culturele omroep-
producties (Stifo), aangezien de Commissie deze steun
reeds heeft goedgekeurd in 1991 (3), en derhalve moet
het worden aangemerkt als bestaande steun (4).

6. In deze brief zal de Commissie verwijzen naar de jaar-
lijkse rijksbijdragen en de door Stifo uitgekeerde voor-
delen, voor zover dit nodig is om een volledig beeld te
krijgen van de financiële relaties tussen de Nederlandse
Staat en de publieke omroepen.

7. Met de inwerkingtreding van het Verdrag van Amsterdam
op 1 mei 1999, is het Protocol betreffende het publieke
omroepstelsel in de lidstaten aan het Verdrag toegevoegd
(hierna „het protocol” genoemd).

8. Op 15 november 2001 heeft de Commissie een Medede-
ling betreffende de toepassing van de regels inzake staats-
steun op openbare omroepen (hierna „de omroepmede-
deling” genoemd) (5) bekendgemaakt. In de omroepmede-
deling zijn de beginselen en methoden voor de beoor-
deling van de verenigbaarheid van financiering op het
gebied van de publieke omroep vastgesteld.

1.1. Beweringen van de klagers

9. De commerciële omroepen voeren aan dat het financie-
ringssysteem voor de Nederlandse publieke omroepen
onrechtmatige en onverenigbare staatssteun vormt.

10. In de eerste plaats beweren zij dat de definitie van open-
bare dienst ontbreekt of onduidelijk is. Ten tweede voe-
ren zij aan dat het toezicht op de correcte vervulling van
de openbare dienstverleningstaak ontoereikend is. Ten
derde stellen zij dat de financiering geen verband houdt
met de kosten van de openbare dienst, dat zij buitenspo-
rig is, zoals blijkt uit de beschikbare bedragen in verschil-
lende reserves, en dat niet op de juiste wijze rekening
gehouden wordt met andere opbrengsten. Ten vierde
voeren zij aan dat deze overcompensatie marktverstorin-
gen tot gevolg heeft, zoals blijkt uit het gedrag van de
publieke omroepen op de markt voor sportuitzendrech-
ten en de advertentiemarkt.
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(2) De klager heeft bij brieven van 29 juli en 28 oktober 2002, en 21
februari en 19 juni 2003 aanvullende informatie verstrekt. Met de
klager hebben een aantal vergaderingen plaatsgevonden, namelijk
op 23 november 2001, 11 maart, 5 juni en 28 oktober 2002, en
op 23 april 2003.

(3) NN 32/91 van juli 1991.
(4) Artikel 1, onder b), punt ii), van Verordening (EG) nr. 659/1999

van de Raad tot vaststelling van nadere bepalingen voor de toepas-
sing van artikel 93 van het EG-Verdrag [thans artikel 88] (PB L 83
van 27.3.1999, blz. 1-9).

(5) PB C 320 van 15.11.2001, blz. 5.



11. De uitgevers beweren dat de nieuwemedia-activiteiten van
de publieke omroepen niet als openbare dienst zijn ge-
definieerd en als commerciële activiteiten zouden moeten
worden beschouwd. Zij beklagen zich erover dat de
structurele overfinanciering van de publieke omroepen
het risico in zich draagt dat grote hoeveelheden geld
zullen worden uitgegeven aan commerciële activiteiten
op de nieuwemediamarkt. Verder voeren zij aan dat de
prijzen voor advertenties van de publieke omroepen op
het internet te laag zijn, waardoor commerciële bedrijven
geen internetactiviteiten kunnen ontwikkelen.

BESCHRIJVING VAN DE MAATREGELEN

1.2. De organisaties binnen het publiekeomroepstelsel

12. Op dit moment wordt de omroepsector in Nederland
gereguleerd door de mediawet (MW) en het mediabesluit.

13. Het publiekeomroepstelsel bestaat uit verschillende soor-
ten organisaties, waaraan zendtijd wordt toegewezen op
drie landelijke televisiekanalen (hierna „publieke omroe-
pen” genoemd). Er zijn zendercoördinatoren aangesteld
om de beschikbare zendtijd op ieder kanaal toe te wijzen
aan de verschillende programma's van de verschillende
publieke omroepen. Het betreft de volgende omroepen:

— acht autonome particuliere omroepverenigingen met
leden (hierna „omroepverenigingen” genoemd) (6).
Verenigingen kunnen als „omroepvereniging” worden
erkend wanneer zij tenminste 300 000 leden hebben
en een maatschappelijke, culturele of religieuze over-
tuiging vertegenwoordigen. Deze verenigingen moe-
ten als hun voornaamste statutaire doelstelling heb-
ben het bieden van programma's voor landelijke om-
roep (artikel 14 MW),

— tien omroepen zonder leden die op basis van hun
religieuze of politieke overtuiging zendtijd krijgen (ar-
tikel 39f MW),

— de NOS (Nederlandse Omroepstichting). De NOS
zendt programma's uit via NOS RTV (radio en TV),
is houdster van de publieke-omroepconcessies en
coördineert de omroepverenigingen,

— de NPS (Nederlandse Programmastichting) is een pu-
blieke omroep voor speciale doeleinden en zendt in-
formatieve en culturele programma's uit,

— de STER (Stichting etherreclame) heeft de exclusieve
verantwoordelijkheid om reclameboodschappen uit te
zenden en om namens de publieke omroepen actief te
zijn op de advertentiemarkt.

14. Het NOB (het Nederlands Omroepproductiebedrijf) is een
publiek bedrijf dat actief is op de markt van facilitaire
diensten en dat advies en assistentie geeft aan media-
bedrijven (waaronder publieke omroepen) op het gebied
van opslag, vervoer en distributie van bewegende beel-
den, geluid en gegevens.

1.3. Activiteiten van omroeporganisaties

15. De publieke omroepen houden zich bezig met zowel
activiteiten in het kader van de openbare dienst (in de
mediawet gedefinieerd als hoofdtaak en neventaak) als
commerciële activiteiten (in de mediawet gedefinieerd
als nevenactiviteiten en verenigingsactiviteiten). De activi-
teiten in het kader van de openbare dienst komen voor
financiering door het Rijk in aanmerking.

1.3.1. Activiteiten in het kader van de openbare dienst

16. De uitzending van programma's wordt als hoofdtaak be-
schouwd en wordt in artikel 13c van de mediawet be-
schreven. Lid 1 van dat artikel luidt als volgt:

„De publieke omroep heeft tot taak:

a) het op landelijk, regionaal en lokaal niveau verzorgen
van een pluriform en kwalitatief hoogstaand aanbod
van programma's voor algemene omroep op het ge-
bied van informatie, cultuur, educatie en verstrooiing
en deze uit te zenden of te doen zenden op open
netten;

b) het verrichten van alle activiteiten met betrekking tot
programmaverzorging en uitzending die daartoe no-
dig zijn;

c) het verzorgen en uitzenden van programma's, be-
stemd voor landen en gebieden buiten Nederland en
voor Nederlanders die buiten de landsgrenzen verblij-
ven.”

17. In lid 2 zijn algemene beginselen vastgesteld die in de
programma's moeten worden nageleefd (7). Verder is de
totale hoeveelheid zendtijd die aan verschillende catego-
rieën onderwerpen (zoals cultuur, verstrooiing en educa-
tie) moet worden besteed, gereguleerd (8).

18. Overeenkomstig artikel 13c, lid 3, kan de publieke om-
roep:

„mede invulling geven aan zijn taak, bedoeld in het eerste
lid, door tevens te voorzien in andere dan de in het eerste
lid, onderdeel a, bedoelde wijzen van aanbod en versprei-
ding van programmamateriaal” (neventaak).

19. De diensten die het NOB verricht voor de publieke om-
roepen worden beschouwd als openbare dienst en wor-
den gefinancierd uit de openbare middelen. De openbare
dienstverlening van het NOB bestaat uit het gereedmaken
voor uitzending van programma's van organisaties die
zendtijd voor landelijke omroep hebben verkregen, en
uit het doen uitzenden van die programma's (artikel
83 MW).
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(6) EO, NRCV, KRO, TROS, VARA, AVRO, VPRO, BNN.

(7) Artikel 13c, lid 2, MW: „De programma's van de publieke omroep
geven op evenwichtige wijze een beeld van de samenleving en van
de onder de bevolking levende interesses en inzichten op maat-
schappelijk, cultureel en levensbeschouwelijk gebied, en: a) zijn
toegankelijk voor de gehele bevolking in het verzorgingsgebied
waarvoor de programma's zijn bestemd; b) dragen bij aan de ont-
wikkeling en verspreiding van de pluriformiteit en culturele diver-
siteit in Nederland; c) zijn onafhankelijk van commerciële invloeden
en, behoudens het bepaalde bij of krachtens de wet, van overheids-
invloeden; en d) zijn gericht op zowel een breed en algemeen
publiek als op bevolkings- en leeftijdsgroepen van verschillende
omvang en samenstelling”.

(8) De artikelen 16 en 17, Hoofdstuk III, titel 5 en de artikelen 50 en
54 MW.



1.3.2. Activiteiten die buiten de openbare dienst vallen

20. De STER verricht alleen commerciële reclameactiviteiten.
De publieke omroepen verrichten commerciële activitei-
ten als sponsoring en verkoop van programmarechten en
van met programma's samenhangend materiaal. Verder
geven zij programmagidsen uit, organiseren zij drive-in-
shows, verhuren zij kantoorruimte en vergaderaccom-
modatie, leveren zij drukkerij- en postdiensten voor der-
den, zijn zij coproducenten van bioscoopfilms en zijn zij
internetdienstverleners. Bovendien nemen publieke om-
roepen deel in andere bedrijven, voornamelijk met een
minderheidsbelang.

21. De omroepverenigingen verrichten ook activiteiten voor
hun leden (verenigingsactiviteiten), zoals het organiseren
van algemene vergaderingen, het uitgeven van leden-
magazines en de verkoop van reizen. Het lidmaatschap
van een omroepvereniging kost 5,73 EUR per jaar. Het
abonnement op een programmagids geeft de mogelijk-
heid van gratis lidmaatschap.

22. Behalve zijn taak als openbare dienst verricht het NOB
ook andere activiteiten. Het NOB maakt opnamen, be-
reidt uitzendingen voor en zendt geluid, bewegende beel-
den en gegevens naar alle mogelijke distributiekanalen.
De klanten van het NOB zijn omroepen, kabelexploitan-
ten, internetproviders en anderen.

1.3.2.1. A d v e r t e n t i e m a r k t

23. Het uitzenden van reclame is voor zowel commerciële als
publieke omroepen wettelijk beperkt tot 15 % van de

zendtijd per dag en 20 % per uur. De reclame op pu-
blieke zenders is beperkt tot 6,5 % van de totale jaarlijkse
kijktijd en mag, op enkele uitzonderingen na, de pro-
gramma's niet onderbreken.

24. De STER, IP en SBS zijn de drie voornaamste tv-reclame-
verkopers op de Nederlandse markt. De STER werkt in
opdracht van de publieke omroepen. Het bestuur van de
STER stelt de tarieven vast voor de reclameboodschap-
pen; de minister moet hieraan zijn goedkeuring hechten
(artikel 27 MW). De tarieven worden regelmatig bere-
kend (9). IP verkoopt reclame namens de commerciële
omroepen RTL4, RTL5 en Yorin. SBS verkoopt reclame
namens de commerciële omroepen SBS6, Net 5 en V8.
Verder wordt advertentieruimte verkocht door een aantal
omroepen met een beperkt marktaandeel van 3 % (Fox
Kids, Kindernet, TMF en Cartoon Network).

25. In onderstaande tabel wordt een overzicht gegeven van
de bestedingen door adverteerders voor de reclamezend-
tijd van publieke en commerciële omroepen in Neder-
land. Getoond worden de werkelijke bestedingen, de ver-
leende kortingen en de marktaandelen van de reclame-
verkopers.

(9) De STER berekent de tarieven voor de verschillende doelpublieken
op basis van (i) de voorspellingen van reclamebureaus, (ii) de tarie-
ven van de concurrentie en (iii) de prijsgeschiedenis (geraamde
prijzen en werkelijke prijzen).

Tabel 1: Gegevens tv-reclame 1992-2001

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

Publieke omroep (STER)

Bestedingen (in miljoenen euro's) 191 195 223 202 153 150 176 187 218 197

Kortingen op gepubliceerde tarieven 27 % 29 % 32 % 32 % 32 % 36 % 32 % 36 % 37 % 43 %

Marktaandeel 53 % 50 % 48 % 42 % 32 % 28 % 30 % 29 % 30 % 29 %

Commerciëlen (IP, SBS, andere)

Bestedingen (in miljoenen euro's) 168 198 239 281 324 378 405 448 508 484

Kortingen op gepubliceerde tarieven 28 % 27 % 34 % 36 % 39 % 40 % 43 % 49 % 51 % 55 %

Marktaandeel 47 % 50 % 52 % 58 % 68 % 72 % 70 % 71 % 70 % 71 %

Bron: Brief Nederlandse autoriteiten van 18.9.2002 (op basis van gegevens BBC/VEA en SPOT).
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26. Onderstaande tabel geeft informatie over de brutokosten per GRP (gross rating point) (10) in de
doelgroep 20-49 jaar tussen 18.00 en 24.00 uur voor de periode 1995-2001.

Tabel 2: Brutokosten GRP 20-49 jaar tussen 18.00 en 24.00 uur

(in euro's)

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 gemiddeld

Publieke omroep (STER) 1 470 1 496 1 499 1 315 1 485 1 541 1 562 1 481

Commerciële omroep 1 337 1 314 1 366 1 399 1 438 1 637 1 667 1 451

Bron: Brief Nederlandse autoriteiten van 18.9.2002 (op basis van gegevens HMI).

1.3.2.2. S p o r t u i t z e n d r e c h t e n m a r k t

27. Van de totale zendtijd van de publieke omroep is 9 tot
11 % aan sportprogramma's gewijd. De NOS heeft de
volgende uitzendrechten voor voetbal: de eindronde van
het wereldkampioenschap 2002, de Champions League
2002/2003, de samenvattingsrechten van de eredivisie
2003/2004, het Europees kampioenschap 2004, de
meeste Europacupwedstrijden van Nederlandse voetbal-
clubs en het wereldkampioenschap 2006.

28. Het commerciële betaaltelevisiekanaal Canal+ heeft de
rechten van de live uitzendingen van de Eredivisie. Verder
heeft de NOS haar Champions-Leaguerechten gedeeltelijk
in sublicentie gegeven aan Canal+.

29. De commerciële omroep SBS heeft de uitzendrechten van
het nationale bekertoernooi (de Amstel Cup), de nationale
Super Cup (de Johan Cruijff Schaal), de Nederlandse eer-
ste divisie en de kwalificatiewedstrijden van het Neder-
landse team voor het Europees kampioenschap in 2004.

30. De commerciële omroep HMG beschikt over uitzendrech-
ten van verschillende buitenlandse voetbalcompetities.

31. De NOS betaalt op grond van het bestaande contract
jaarlijks een bedrag van EUR [. . .] (*) voor de samenvat-
tingsrechten van de Nederlandse eredivisie. Aan het einde
van de onderhandelingsprocedure bood SBS een bedrag
dat EUR [. . .] hoger lag dan het bod van de publieke
omroep. Om redenen van continuïteit, zekerheid en kwa-
liteit hebben de voetbalclubs ervoor gekozen om een
contract af te sluiten met de publieke omroep.

32. De NOS heeft EUR [. . .] betaald voor de UEFA Champi-
ons League voor vier seizoenen. De oorspronkelijk door
de UEFA gevraagde prijs bedroeg EUR [. . .]. Voor de
seizoenen 2002/2003 is een bedrag van EUR [. . .] be-
taald voor 33 avonden van voornamelijk live internatio-
naal voetbal (EUR [. . .] per avond).

33. Voor de kwalificatiewedstrijden van het Nederlandse team
voor het Europees kampioenschap heeft SBS EUR [. . .]
betaald voor elke in Nederland gespeelde wedstrijd en
EUR [. . .] voor elke in het buitenland gespeelde wedstrijd.

1.4. Toekenning van publieke taken en controle

34. De NOS heeft een concessie voor 10 jaar gekregen om de
in artikel 13c MW omschreven taak van de publieke
omroep te vervullen (artikel 30a, leden 1 en 2, MW).
Verder geeft de mediawet erkende omroepverenigingen
het recht op zendtijd en een financiële bijdrage voor de
verzorging van een radio- en televisieprogramma voor
landelijke omroep (artikel 31, lid 4, MW). In artikel 39
is het aantal beschikbare uren zendtijd voor de omroep-
verenigingen vastgesteld. Ook voor de NPS, de STER en
de omroepen zonder leden is de hoeveelheid zendtijd
vastgesteld (artikelen 39a, 39b en 39f MW).

35. Publieke omroepen die nieuwe neventaken of commerci-
ële activiteiten willen ontplooien, moeten dat voornemen
melden aan de raad van bestuur van de NOS (artikel 55b
MW). De activiteiten worden stilzwijgend goedgekeurd,
indien de raad van bestuur van de NOS niet binnen 2
maanden na kennisgeving bezwaar maakt.

36. Een onafhankelijk Commissariaat voor de Media is inge-
steld om ervoor te zorgen dat de bepalingen op het
gebied van programmering en financiering van de medi-
awet en de uitvoeringswetgeving worden nageleefd (arti-
kel 9 MW). Het Commissariaat voor de Media heeft een
wettelijke taak (artikel 134 MW) om ervoor te zorgen dat
de publieke omroepen aan hun programmaverplichtingen
voldoen, met inbegrip van de voor de verschillende soor-
ten programma's vastgestelde quota. Het Commissariaat
voor de Media voert controle achteraf uit en kan boetes
opleggen wanneer niet aan programmaverplichtingen is
voldaan (artikel 135 MW).

37. Verder controleert het Commissariaat voor de Media of
door de omroepen aan de wettelijke beperkingen inzake
sponsoring en reclame is voldaan. Publieke omroepen
moeten het Commissariaat voor de Media informeren
over nieuwe neventaken en nevenactiviteiten. Het Com-
missariaat voor de Media registreert deze activiteiten in
een openbaar register. Op verzoek van derden kan het
Commissariaat voor de Media controleren of neventaken
en nevenactiviteiten aan bepaalde criteria voldoen: de
activiteit houdt verband met de hoofdtaak, beïnvloedt
de hoofdtaak niet negatief, leidt niet tot concurrentiever-
valsing en is niet dienstbaar aan het maken van winst
door derden (artikelen 55 en 57a MW).
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(10) Gemiddelde kosten voor adverteerders om 1 % van het kijkerspu-
bliek in een bepaalde doelgroep te bereiken gedurende 30 secon-
den reclamezendtijd.

(*) Zakengeheim.



38. Het Commissariaat voor de Media heeft zijn interpretatie
van de naleving van de bovengenoemde criteria neerge-
legd in het document „Richtlijn Neven- en Verenigings-
activiteiten publieke omroep”.

39. Het Commissariaat voor de Media controleert jaarlijks op
basis van de ingediende accountantsverklaringen of de
jaarrekeningen van de publieke omroep kloppen met de
voorschriften van de mediawet en het mediabesluit, het
Handboek Financiële Verantwoording en de Richtlijn Ne-
ven- en Verenigingsactiviteiten. Indien dit het geval is,
hecht het Commissariaat voor de Media zijn goedkeuring
aan de (begrote) bedragen die aan de verschillende om-
roepen ter beschikking waren gesteld.

1.5. Begroting en boekhouding

40. (Begroting) De raad van bestuur van de NOS stuurt de
begroting van alle publieke omroepen van alle drie de
landelijke netten naar het Commissariaat van de Media
(artikel 99 MW) (11). Nadat de minister het commentaar
op de begroting van het Commissariaat van de Media
heeft ontvangen, stelt hij de beschikbare financiering
vast voor de reguliere verzorging van programma's (ar-
tikelen 100 en 101 MW).

41. De minister stelt de middelen voor de reguliere verzor-
ging van de programma's aan de raad van bestuur van de
NOS ter beschikking, die ze vervolgens verder over de
verschillende omroepinstellingen verdeelt. Van het totale
budget moet 75 % gelijkelijk worden verdeeld over de
omroepverenigingen en de NOS (artikel 103, lid 1,
MW), maar 25 % mag anders worden verdeeld, om de
programmering te versterken, op basis van specifieke
voorstellen van de omroepverenigingen (artikel 101,
lid 3, MW).

42. (Boekhouding) De publieke omroepen moeten de kosten
voor verschillende soorten programma's (cultuur, infor-
matie) en voor neventaken specificeren. De publieke om-
roepen moeten hun jaarrekening opstellen overeenkom-
stig de richtsnoeren van het Handboek Financiële Verant-
woording. In het handboek wordt een model voor finan-
ciële verslaglegging gegeven en is een aantal boekhoud-
regels vastgesteld (bijvoorbeeld voor de waardering en
afschrijving van vaste activa). De boekhouding van de
publieke omroepen wordt op basis van dit handboek
door een accountant beoordeeld. De jaarrekeningen en
accountantsverklaringen worden aan het Commissariaat
voor de Media toegezonden.

1.6. Verleende maatregelen

43. Hoewel de jaarlijkse rijksbijdragen (artikelen 31, 102 en
110 MW) en het Stifo (Stimuleringsfonds Nederlandse
culturele omroepproducties artikel 170 MW) buiten het
bereik van de onderhavige inleiding van de procedure
vallen, zal een korte beschrijving worden gegeven van
deze middelen, om een compleet beeld te krijgen van
het bestaande financieringssysteem.

44. De volgende maatregelen zijn voorwerp van de onder-
havige inleiding van de procedure:

— ad-hocbetalingen (artikelen 106a en 170c MW),

— de vrije toegang tot de kabel (artikel 82i MW),

— het Coproductiefonds Binnenlandse Omroep (CoBO),

— de door het NOB gratis geleverde technische facilitei-
ten, welke door het Rijk worden vergoed (artikelen 89
en 90 MW).

45. Verder werd in de klachten beweerd dat het Commissa-
riaat voor de Media tot 1995 ook de kosten voor inves-
teringen in nieuwe gebouwen heeft vergoed (artikelen
99-103 oud MW). Hoewel de Commissie op dit moment
nog niet over gegevens met betrekking tot dit financie-
ringsmechanisme beschikt, moet met alle vormen van
financiering rekening worden gehouden bij de beoor-
deling van de proportionaliteit van de ad-hocmaatregelen.

1.6.1. Jaarlijkse rijksbijdragen en Stifo

46. De publieke omroeporganisaties ontvangen een jaarlijkse
bijdrage uit de mediabegroting (5 619,4 miljoen EUR). De
mediabegroting bestaat uit verschillende componenten:
de rijksomroepbijdrage, de advertentie-inkomsten uit de
STER en rente-inkomsten uit de Algemene omroepre-
serve.

47. Voor de periode 2001-2006 is 1,5 % van de mediabegro-
ting gereserveerd voor nieuwe media (113,4 miljoen
EUR). In 2001 is hiervoor 9,6 miljoen EUR toegewezen
en in 2002 19,5 miljoen EUR. Volgens plannen van de
NOS zal in de periode 2000-2006 186,4 miljoen EUR
aan internetactiviteiten worden besteed.

48. De publieke omroepen ontvangen financiële bijdragen
van Stifo voor de ontwikkeling van programma's met
een belangrijke culturele waarde (125,1 miljoen EUR in
de periode 1994-2001).

1.6.2. Ad-hocbetalingen

49. Bij verschillende gelegenheden zijn ad-hocmiddelen ver-
leend aan publieke omroepen bovenop de jaarlijkse bij-
dragen uit de Algemene omroepreserve. Tussen 1996 en
2002 is 261,1 miljoen EUR ad hoc betaald.

50. Allereerst is in de periode 1996-2000 in het kader van de
zogenaamde „matching funds” 79,4 miljoen EUR over-
gedragen van de (door de minister beheerde) Algemene
omroepreserve naar de publieke omroepen, om daarvan
de gestegen prijzen voor programmarechten te betalen.

51. Verder is in 1998 aan de minister de mogelijkheid gege-
ven (artikel 106a MW) om ad-hoc geld over te maken
van de (door de minister beheerde) Algemene omroepre-
serve naar het (door de NOS beheerde) Fonds omroepre-
serve. Het doel en de voorwaarden van de ad-hocfinan-
ciering worden in het zogenaamde „protocollen van over-
dracht” vastgesteld op het moment waarop zij daadwer-
kelijk wordt verstrekt. In de periode 1999-2002 is een
bedrag van 181,7 miljoen EUR overgemaakt naar het
Fonds omroepreserve.
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(11) De raad van bestuur van de NOS is verantwoordelijk voor het
dagelijks beheer van de taken van de NOS en wordt gecontroleerd
door de raad van toezicht. De voorzitter van de raad van toezicht
wordt bij koninklijk besluit benoemd. Een meerderheid van de raad
van toezicht bestaat uit vertegenwoordigers van de publieke om-
roepen.



1.6.3. Het Coproductiefonds (CoBO)

52. Het Coproductiefonds (CoBO) draagt bij in de financie-
ring van coproducties van Nederlandse omroepen met
Belgische en Duitse omroepen, onafhankelijke filmprodu-
centen of instellingen op het gebied van de podiumkun-
sten. De inkomsten komen uit vergoedingen voor de uit-
zending van Nederlandse programma's op Belgische en
Duitse kabelnetten en uit de mediabegroting. Het bestuur
van het fonds bestaat uit vertegenwoordigers van de pu-
blieke omroepen. Het Rijk heeft wettelijke voorwaarden
vastgesteld voor de verkrijging van subsidies uit het
fonds (12). Gedurende de onderzochte periode hebben
de publieke omroepen in totaal 28,4 miljoen EUR uit
het CoBO-fonds ontvangen.

1.6.4. Gratis doorgifte op de kabel

53. Publieke omroepen wordt gegarandeerd dat hun pro-
gramma's gratis via de kabel worden doorgegeven. Kabel-
maatschappijen, die particuliere bedrijven zijn, zijn wet-
telijk verplicht om alle radio- en tv-programma's van de
publieke omroepen („must-carry”) door te geven en mo-
gen hier geen geld voor vragen (artikel 82i, lid 1, onder

(12) Zie bijvoorbeeld Bekostigingsbesluit cultuuruitingen (Staatsblad
1994, 473).

a) tot en met c), MW). Commerciële omroepen moeten
betalen voor doorgifte op de kabel.

1.6.5. Technische faciliteiten

54. De publieke omroepen krijgen gratis technische facilitei-
ten van het NOB, aangezien het NOB de publieke om-
roepen niets voor deze diensten in rekening mag bren-
gen. Het NOB wordt voor deze diensten betaald door de
Nederlandse overheid.

55. De minister verstrekt het NOB middelen voor de open-
bare dienst die het voor de publieke omroepen verricht.
In de periode 1992-2002 is aan het NOB in totaal 187,7
miljoen EUR verstrekt.

1.7. Financiële positie van de publieke omroepen

56. De Nederlandse autoriteiten hebben informatie verstrekt
over de kosten van de openbare dienstverlening en over
het financiële voordeel dat de publieke omroepen hebben
ontvangen (zie onderstaande tabel). In dit stadium van de
procedure heeft de Commissie echter nog geen volledig
overzicht van de werkelijke jaarlijkse exploitatiekosten en
inkomsten van de publieke omroepen, aangezien de in-
formatie in onderstaande tabel gebaseerd is op begrote
kosten en op inkomsten uit niet-publieke dienstverlening
(inkomsten nevenactiviteiten en verenigingsactiviteiten).

Tabel 3: Kosten en financiering van de landelijke publieke omroepen

(in miljoenen euro's)

Jaar 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Totaal

Bruto begrote
kosten 489,2 510,5 543,6 578,6 617,6 606,7 630,3 656,6 695,2 766,0 771,9 6 866,2

Jaarlijkse rijks-
bijdragen 399,3 422,7 444,4 452,9 477,3 495,2 570,4 517,3 583 601,8 655,1 5 619,4

Inkomsten
nevenactivitei-
ten (1) n.v.t. n.v.t. 36,1 33,3 47,4 42,5 45,9 62,8 66,3 56,7 53,7 444,7

Inkomsten
verenigings-
activiteiten (2) n.v.t. n.v.t. 0 0 n.v.t. – 5,4 2,2 – 3,2 – 6,8 2,9 – 2,7 – 13,0

Nettokosten
(begroot) 89,9 87,8 63,1 92,4 92,9 74,4 11,8 79,7 52,7 104,6 65,8 815,1

CoBO en Stifo 0 0 17,6 16,8 19,3 17,8 18,0 16,5 12,4 20,1 15,0 153,5

Ad-hocbeta-
lingen 0 0 0 0 10,4 24,2 18,6 18,6 82,8 63,5 43,0 261,1

(1) Sponsoring, andere bijdragen, nettoinkomsten nevenactiviteiten, andere nettowinsten, programmagidsen.
(2) Voor de jaren 1994-1995 is het resultaat van de verenigingsactiviteiten en de nevenactiviteiten niet gespecificeerd.
Bron: Brief van de Nederlandse autoriteiten van 18.9.2002 en Protocol van overdracht 2002.
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57. In onderstaande tabel staat informatie over de hoeveelheid beschikbare middelen (tot 2001) in
reserves ten behoeve van de publieke omroepen, zowel van het Rijk (Algemene omroepreserve)
als van de publieke omroepen.

Tabel 4: Reserves van organisaties binnen het publiekeomroepstelsel

(in miljoenen euro's)

1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 Gemiddeld

Algemene omroep-
reserve 154,6 181,2 257,1 270,2 165,5 164 155,6 157,6 155,9 149,7 181,1

Fonds omroep-
reserve — — — — — — — 70,9 49,9 70,5 63,8

Programmareserves
omroepen — — — — 27,6 40,8 41,3 35,8 63,4 68,8 46,4

Reserves NOS/om-
roepen zonder leden 19,1 20,6 20,6 18,1 26,7 19,4 22,5 29,5 29,7 33,1 23,9

Verenigingsreserves
publieke omroepen 199,2 209,4 212,3 183,6 167,9 158,9 158,9 171,3 169,5 168,0 159,0

Bron: Brief Nederlandse autoriteiten van 18.9.2002.

58. De Algemene omroepreserve wordt gecontroleerd door
het ministerie van OC en W. Het doel van de Algemene
omroepreserve is om als buffer te dienen voor fluctuerin-
gen in de advertentie-inkomsten van de STER (13) en
functioneert als reserve in het geval van liquidaties van
omroepen (14). Het maximum van de reserve is vast-
gesteld op 90 miljoen EUR. In de jaren waarop dit onder-
zoek betrekking heeft, was gemiddeld 181,1 miljoen EUR
beschikbaar in deze reserve.

59. Het Fonds omroepreserve wordt beheerd door de NOS.
Het geld uit deze reserve is afkomstig van de afroming
van overschotten in bovengenoemde Algemene omroep-
reserve door middel van ad-hocbetalingen. Voor deze
reserve is geen wettelijk maximum vastgesteld. Deze re-
serve is bedoeld om als buffer te dienen voor fluctuerin-
gen in de advertentie-inkomsten, om impulsen te geven
aan de versterking van de programmering en om in de
publieke omroep te investeren. Gemiddeld bevatte dit
fonds 63,8 miljoen EUR.

60. Verder hebben de omroepverenigingen elk hun eigen
programmareserves voor de financiering van pro-
gramma's. De middelen zijn afkomstig uit activiteiten
die buiten de openbare dienst vallen (inkomsten uit ne-
venactiviteiten en verenigingsactiviteiten) en uit over-
schotten uit de Rijksbijdragen. De NOS kan deze reserves
aan een maximum binden (artikel 109a MW). Deze re-
serves zijn niet aan een wettelijk maximum gebonden (15).
Gemiddeld bevatten deze reserves 46,4 miljoen EUR.

61. Volgens de Nederlandse autoriteiten worden de algemene
reserves van de NOS en de omroepen zonder leden voor-
namelijk beschouwd als stichtingskapitaal en als onder-
deel van de programmareserve. Gemiddeld bevatten deze
reserves 23,9 miljoen EUR.

62. De verenigingsreserves van de omroepen zijn samen-
gesteld uit bijdragen van de leden van de omroepvereni-
gingen en andere inkomsten. De minister heeft in 1993
bepaald dat de reserves moesten worden bevroren en dat
de omroepverenigingen met de inkomsten uit de reserves
moesten bijdragen in de programmeringskosten. Er zijn
toen een aantal uitzonderingen gemaakt (16). Vier om-
roepverenigingen hebben hun verenigingsreserves na
1993 verder verhoogd tot 17,5 miljoen EUR. Gemiddeld
bevatten deze reserves 159 miljoen EUR.

BEOORDELING

63. Om vast te stellen of de in punt 44 hierboven bedoelde
steunmaatregelen ten behoeve van de publieke omroepen
steun in de zin van artikel 87, lid 1, van het Verdrag
vormen, moet de Commissie beoordelen of de steun
wordt verleend uit staatsmiddelen en of de steun in staat
is de concurrentie te vervalsen door sommige onder-
nemingen te bevoordelen, voorzover de handel tussen
de lidstaten daaronder lijdt.

1.8. Vormt de financiering van de publieke omroepen
staatssteun?

1.8.1. Middelen van de staat

64. Allereerst vormt de overdracht van ad-hocmiddelen van
de Algemene omroepreserve naar de publieke omroepen
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(13) In 1992-2002 varieerden de inkomsten van de STER tussen de
223 miljoen EUR (1994) en 150 miljoen EUR (1997).

(14) Het Rijk heeft geen wettelijke verplichting om het bestaan van
omroepverenigingen te garanderen.

(15) Volgens de Nederlandse regering treedt de NOS met de omroep-
verenigingen in overleg wanneer de reserves meer bedragen dan
5 % van het jaarlijks budget. In sommige gevallen accepteert de
NOS dat 20-30 % van het jaarlijks budget als programmareserve
wordt achtergehouden (besluit van het Commissariaat van de Me-
dia van 24.10.2003 inzake HOS).

(16) Tot 1999 konden de exploitatieoverschotten van sommige pu-
blieke omroepen aan de verenigingsreserves worden toegevoegd,
aangezien de omroepen met particuliere middelen aan de openbare
dienst bijdroegen. Verder kon de boekwinst uit de verkoop van
bestaande gebouwen worden toegevoegd wanneer deze werd ge-
bruikt om vervangende gebouwen mee te financieren.



in het kader van het „matching fund” (1996-2000) en
protocollen van overdracht (sinds 1999) een verlies van
staatsmiddelen. Zoals hierboven beschreven, beheert de
minister de Algemene omroepreserve en hebben de over-
drachten plaatsgevonden na een ministerieel besluit.

65. Ten tweede is de Commissie ten aanzien van de wettelijke
bepaling die de kabelmaatschappijen verplicht om de
programma's van de publieke omroepen gratis via hun
installaties door te geven (must-carry), tot de voorlopige
conclusie gekomen dat deze verplichting, hoewel zij een
duidelijk voordeel voor de publieke omroepen oplevert,
niet uit staatsmiddelen is gefinancierd. Door de bepalin-
gen inzake de toegang tot het kabelnetwerk loopt het
Rijk geen inkomsten mis, noch draagt het actief geld
over. Alleen voordelen die rechtstreeks of indirect uit
staatsmiddelen worden gefinancierd vallen onder het be-
grip staatssteun als bedoeld in artikel 87, lid 1, van het
Verdrag (17).

66. Ten derde mag het NOB de publieke omroepen op grond
van de mediawet (artikel 90) geen geld vragen voor de
technische faciliteiten die het verplicht is te verstrekken.
Om de kosten voor deze diensten te verhalen, ontvangt
het NOB in plaats daarvan rijksbijdragen, die in de onder-
zochte periode 187,7 miljoen EUR beliepen. Deze bijdra-
gen komen uit staatsmiddelen en komen uiteindelijk ten
gunste van de publieke omroepen (vgl. het arrest van het
Hof van Justitie van 20 november 2003 in Zaak
C-126/01 — GEMO). Verder is het duidelijk dat de over-
heid betrokken was bij de goedkeuring van de betrokken
steunmaatregel (toerekenbaarheid), aangezien de maat-
regel door het NOB was getroffen op grond van in de
mediawet gestelde eisen (18).

67. Ten vierde wordt het CoBO-fonds gefinancierd uit in-
komsten van publieke omroepen uit copyright en uit
de mediabegroting (beheerd door het Rijk). Alleen pu-
blieke omroepen kunnen gebruik maken van het fonds.
Het Rijk heeft wettelijke voorwaarden vastgesteld voor de
verkrijging van subsidies uit het fonds (19). Rekening hou-
dend met het bovenstaande is de Commissie in dit sta-
dium van de procedure van mening dat (in ieder geval
ten dele) staatsmiddelen zijn gebruikt bij de overdrachten
van het CoBO-fonds naar de publieke omroepen.

68. De Commissie concludeert in dit stadium dan ook dat
staatsmiddelen zijn gebruikt bij de ad-hocfinanciering, bij
de gratis technische dienstverlening door het NOB en
(tenminste ten dele) bij de overdrachten vanuit het CoBO-
fonds.

1.8.2. Het bevoordelen van bepaalde ondernemingen

69. De publieke omroepen is opgedragen een dienst van alge-
meen economisch belang te leveren. Overheidsmaatrege-

len ter compensatie van de netto extra kosten van een
dergelijke dienst van algemeen economisch belang gelden
niet als staatssteun, indien aan alle vier door het Europese
Hof van Justitie in het Altmark-arrest (20) gestelde voor-
waarden is voldaan.

70. In de eerste plaats moet de begunstigde onderneming
daadwerkelijk belast zijn met de uitvoering van openbare-
dienstverplichtingen, en moeten die verplichtingen duide-
lijk omschreven zijn. In de tweede plaats moeten de pa-
rameters op basis waarvan de compensatie wordt bere-
kend, vooraf op objectieve en doorzichtige wijze worden
vastgesteld, om te vermijden dat de compensatie een eco-
nomisch voordeel bevat waardoor de begunstigde onder-
neming ten opzichte van concurrerende ondernemingen
kan worden bevoordeeld. In de derde plaats mag de com-
pensatie niet hoger zijn dan nodig is om de kosten van
de uitvoering van de openbaredienstverplichtingen, reke-
ning houdend met de opbrengsten alsmede met een re-
delijke winst uit de uitvoering van die verplichtingen,
geheel of gedeeltelijk te dekken. In de vierde plaats, wan-
neer de met de uitvoering van openbaredienstverplichtin-
gen te belasten onderneming niet is gekozen in het kader
van een openbare aanbesteding, moet de noodzakelijke
compensatie worden vastgesteld op basis van de kosten
die een gemiddelde, goed beheerde en uitgeruste onder-
neming zou hebben gemaakt om deze verplichtingen uit
te voeren, rekening houdend met de opbrengsten en een
redelijke winst uit de uitoefening van deze verplichtingen.

71. Voor de doeleinden van dit besluit is het niet nodig na te
gaan of aan alle criteria van het Altmark-arrest is vol-
daan. De onderzochte maatregelen maken geen deel uit
van een regulier compensatiestelsel, zoals hierboven in de
punten 40 en 41 beschreven. In dit stadium van de
procedure heeft de Commissie geen indicaties dat de pa-
rameters van de ad-hoccompensatie vooraf worden vast-
gesteld (tweede criterium). Verder lijkt er geen mecha-
nisme te bestaan om te waarborgen dat de ad-hocfinan-
ciering beperkt blijft tot de nettokosten van de publieke
omroepen (derde criterium). Ten aanzien van de vierde
voorwaarde is duidelijk dat de publieke omroepen niet op
basis van een openbare aanbesteding zijn gekozen. De
Commissie heeft in dit stadium ook geen aanwijzingen
dat de noodzakelijke compensatie is vastgesteld op basis
van een analyse van de nettokosten, die een gemiddelde,
goed beheerde en uitgeruste onderneming zou hebben
gemaakt om deze verplichtingen uit te voeren.

72. Rekening houdend met het bovenstaande, is de Commis-
sie in dit stadium van de procedure van mening dat niet
aan alle criteria van het Altmark-arrest lijkt te zijn vol-
daan. Daarom lijken de overheidsmaatregelen de publieke
omroepen een voordeel als bedoeld in artikel 87, lid 1,
van het Verdrag te geven.

1.8.3. Concurrentievervalsing en het effect op de handel tussen lid-
staten

73. De Nederlandse publieke omroepen concurreren op de
televisiemarkt met particuliere omroepen (de klagers),
en daarom wordt de concurrentie vervalst.
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(17) Zie Staatssteun nr. NN 70/98, „Staatssteun voor de openbare tele-
visiekanalen Kinderkanal en Phoenix” (PB C 238 van 21.8.1999,
blz. 3).

(18) Arrest van 16.5.2002, Zaak C-482/99, Frankrijk tegen Commissie,
Jurispr. 2002, blz. I-4397, punt 52.

(19) Zie bijvoorbeeld Bekostigingsbesluit cultuuruitingen (Staatsblad
1994, 473).

(20) Arrest van 24.7.2003, Zaak C-280/00, Altmarkt Trans, nog niet
gepubliceerd.



74. De Nederlandse publieke omroepen concurreren met de
commerciële omroepen op de internationale markt
waarop programmarechten worden gekocht en verkocht.
Door hun lidmaatschap van de European Broadcasting
Union (EBU) wisselen zij televisieprogramma's uit en ne-
men zij deel in het Eurovisiesysteem (21).

75. Bovendien strekt de eigendomsstructuur van hun concur-
renten zich uit tot meer dan één lidstaat. Een van de
klagers in het onderhavige geval, de commerciële omroep
RTL/de Holland Media Groep, is in Luxemburg gevestigd.
Het Hof van Justitie heeft bevestigd dat wanneer financi-
ële steun van een staat de positie van een onderneming
ten opzichte van andere concurrerende ondernemingen
in het intracommunautaire handelsverkeer versterkt, dit
handelsverkeer moet worden geacht door de steun te
worden beïnvloed (22). De financiering van de publieke
omroepen vervalst derhalve de concurrentie en heeft
een effect op de handel tussen de lidstaten.

76. Rekening houdend met het bovenstaande, is de Commissie
in dit stadium van de procedure van mening dat de ad-
hocfinanciering, de gratis voorziening van technische faci-
liteiten door het NOB en het CoBO-fonds staatssteun in de
zin van artikel 87, lid 1, van het Verdrag lijken te zijn.

1.9. Verenigbaarheid van de steun op grond van artikel 86,
lid 2, van het Verdrag

77. Volgens de constante jurisprudentie van het Hof vormt
artikel 86, lid 2, van het Verdrag, voor bedrijven waaraan
een dienst van algemeen economisch belang is toever-
trouwd, een afwijking van het verbod op staatssteun (23).

78. Volgens de omroepmededeling, waarin de interpretatie
van artikel 86, lid 2, van het Verdrag in deze sector is
vastgesteld, moet de Commissie beoordelen of (24):

— de openbaredienstverplichtingen een dienst van alge-
meen economisch belang zijn en duidelijk als dusda-
nig omschreven zijn door de lidstaat (omschrijving),

— de betrokken omroepen door de Nederlandse autori-
teiten officieel belast zijn met de verlening van die
dienst (toewijzing en toezicht),

— de financiering evenredig is met de nettokosten van
de activiteiten in het kader van de openbare dienst
(evenredigheid).

1.9.1. Omschrijving

79. De Commissie heeft tot taak om ervoor te zorgen dat er
geen misbruik wordt gemaakt van de omschrijving van

diensten die op grond van artikel 86, lid 2, als „diensten
van algemeen economisch belang” moeten worden be-
schouwd. Zolang geen misbruik kan worden waargeno-
men, is het niet aan de Commissie om te beslissen of een
programma of dienst door de markt of als dienst van
algemeen economisch belang in de zin van artikel 86,
lid 2, moet worden verstrekt (25).

80. De hoofdtaak van de Nederlandse publieke omroepen is
om programma's voor algemene omroep te verzorgen,
waarvoor enkele programma-eisen zijn vastgesteld (zoals
omschreven in punt 16). Hoewel de term „openbare
dienst” vóór 2000 niet werd gebruikt om de activiteiten
op het gebied van de publieke omroep te omschrijven, is
de Commissie van mening dat de voormalige wetgeving
duidelijk maakte dat de programma's van de publieke
omroep van algemeen belang waren (26). Zoals aange-
geven in BBC 24 hours (27) is het aan de lidstaat om de
openbare opdracht vast te stellen en te organiseren op
een manier die het best tegemoet komt aan de behoeften
van zijn burgers.

81. De hoofdtaak is vrij breed gedefinieerd, maar de pro-
gramma-activiteiten van de publieke omroepen en de
inhoud van de programma's komen tegemoet aan — in
de bewoordingen van het protocol — „de democratische,
sociale en culturele behoeften van iedere samenleving” en
de definitie lijkt derhalve geen kennelijke fouten te bevat-
ten. Daarom is de Commissie in dit stadium van de pro-
cedure van mening dat de hoofdtaak een dienst van alge-
meen economisch belang in de zin van artikel 86, lid 2,
van het Verdrag is.

82. De neventaken zijn in artikel 13c, lid 3, MW gedefinieerd
(zie punt 18). De Commissie is voorlopig van mening dat
de wettelijke definitie van de neventaak „te voorzien in
andere wijzen van aanbod en verspreiding van program-
mamateriaal” ruimte laat voor twijfel over welke soorten
activiteiten door de publieke omroepen als neventaak
zouden moeten worden uitgeoefend. De Commissie is
in dit stadium derhalve van mening dat de neventaken
niet duidelijk en nauwkeurig zijn omschreven.

83. De volgende activiteiten lijken door de Nederlandse pu-
blieke omroepen op basis van de bepalingen inzake „ne-
ventaken” te zijn uitgevoerd: nieuwemedia-activiteiten,
het verstrekken van gratis internetinhoud, SMS en
i-mode-diensten (teletekst op mobiele telefoons).

84. De Commissie wijst erop dat in de afgeleide communau-
taire wetgeving een belangrijk onderscheid wordt ge-
maakt tussen omroepdiensten en diensten in het kader
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(21) Zie gevoegde zaken T-185/00, T-216/00 en T-300/00, M6 en
anderen tegen Commissie, Jurispr. 2002, blz. II-3805.

(22) Zaak 730/79, Philip Morris Holland tegen Commissie, Jurispr.
1980, blz. 2671, punt 11; zaak C-303/88, Italië tegen Commissie,
Jurispr. 1991, blz. I-1433, punt 17; zaak C-156/98, Duitsland
tegen Commissie, Jurispr. 2000, blz. I-6857, punt 33.

(23) Zaak T-106/95, FFSA e.a. tegen Commissie, Jurispr. 1997, blz.
II-229.

(24) Omroepmededeling, punt 29.

(25) Omroepmededeling, punt 36.
(26) De regelgeving inzake de inhoud van de programma's van de

Nederlandse omroepverenigingen is reeds in 1956 vastgesteld. Ver-
der was in de Omroepwet van 1967 bepaald dat de autoriteiten de
door de publieke omroep te verstrekken programma's als „van
algemeen belang” beschouwden.

(27) NN 88/98 BBC 24-hour news channel, punt 46.



van de informatiemaatschappij (28). De reikwijdte van de
omroepmededeling is beperkt tot de activiteit van de
omroep en omvat in beginsel geen diensten van de in-
formatiemaatschappij. Hoewel de omroepmededeling niet
alle internetactiviteiten van de publieke omroepen van
haar toepassing uitsluit (29), betekent dit niet dat alle
door een publieke omroep geleverde nieuwemediadien-
sten binnen de toepassing van de omroepmededeling val-
len. Zoals reeds toegelicht in BBC Digital Curriculum (30),
kunnen dergelijke diensten alleen aan de hand van de
omroepmededeling worden beoordeeld als ze „nauw ver-
want” blijven aan de omroepdiensten.

85. De lidstaten zijn vrij om zelf te bepalen welke diensten zij
als „van algemeen economisch belang” beschouwen. De
rol van de Commissie is beperkt tot controle bij kenne-
lijke fouten. Dit betekent dat de lidstaten in beginsel
bepaalde gratis informatiediensten op internet als dienst
van algemeen economisch belang kunnen definiëren,
wanneer de noodzaak en de speciale eigenschappen van
dergelijke openbare diensten zijn aangetoond (31).

86. In dit stadium van de procedure twijfelt de Commissie of
bepaalde nieuwemedia-activiteiten die door de Neder-
landse omroepen worden uitgevoerd, die duidelijk dis-
socieerbaar zijn van de omroepactiviteiten (32), die geen
algemeen economisch belang dienen dat deze onder-
scheidt van andere economische activiteiten (33) en die

door andere commerciële bedrijven worden geëxploi-
teerd (34), een kennelijke fout zijn. Dit geldt met name
voor de SMS- en i-mode-diensten, die op individueel ver-
zoek van de gebruikers tegen vergoeding worden gele-
verd.

87. Verder zijn bepaalde activiteiten in de mediawet duidelijk
omschreven als niet-openbare dienstverleningsactiviteiten,
zoals het uitgeven van programmabladen en verenigings-
activiteiten. De Nederlandse autoriteiten lijken echter te
aanvaarden dat dezelfde dienstverlening, wanneer deze
via het internet wordt geleverd, onderdeel is van de open-
bare dienst. In dit stadium twijfelt de Commissie of het
karakter van de activiteiten kan afhangen van het distri-
butieplatform. De Commissie zal deze mogelijke kenne-
lijke fouten verder onderzoeken in het kader van de on-
derhavige inleiding van de procedure.

1.9.2. Toewijzing en toezicht

88. De Commissie is van mening dat de mediawet (artikel
30a, leden 1 en 2) het verzorgen van taken in het kader
van de openbare dienstverplichtingen als bedoeld in ar-
tikel 13c, aan de NOS toewijst.

89. Hoewel de omroepverenigingen louter het recht hebben
gekregen om programma's op de publieke zenders uit te
zenden (artikel 31 MW), is de Commissie van mening dat
het duidelijk is dat de hoofdtaak van het uitzenden van
programma's in voldoende duidelijke termen aan de pu-
blieke omroepen is opgedragen.

90. Zoals in BBC 24 hours reeds is uiteengezet, moet, wan-
neer de wettelijke definitie van activiteiten die als open-
bare dienst zijn toegestaan, niet voldoende duidelijk is,
een publieke omroep vooraf een formele opdracht krijgen
voor elke activiteit die die omroep bij wijze van openbare
dienst wil starten (35). In het onderhavige geval mogen
publieke omroepen echter nieuwe neventaken starten
zonder enige formele goedkeuring. De procedure op
grond waarvan de NOS op voorhand moet worden geïn-
formeerd volstaat niet. De Commissie kan de NOS niet
aanmerken als toezichthoudend orgaan. De NOS voert
namelijk zelf neventaken uit, is zelf een publieke omroep
en wordt gecontroleerd door andere publieke omroepen.

91. Hoewel het Commissariaat voor de Media de neventaak
uiteindelijk achteraf kan beoordelen, kan een dergelijke
procedure niet worden beschouwd als gelijkwaardig aan
de vereiste formele opdracht door het Rijk. Verder geeft
de onduidelijke definitie het Commissariaat voor de Me-
dia veel ruimte om een eigen interpretatie te geven van
de reikwijdte van de neventaken. De Commissie conclu-
deert derhalve in dit stadium van de procedure dat de
neventaken niet in voldoende duidelijke termen aan de
publieke omroepen zijn opgedragen (36).

92. Niet alleen moet de publieke omroep formeel de op-
dracht krijgen tot het verstrekken van de openbare dienst,
ook moet gegarandeerd zijn dat de openbare dienst daad-
werkelijk overeenkomstig de opdracht wordt geleverd.
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(28) In artikel 1 van Richtlijn 89/552/EEG (de richtlijn „Televisie zonder
grenzen”) wordt televisie-omroep omschreven als „het oorspronke-
lijke uitzenden via de kabel of draadloos, via de ether of via satel-
liet, in al dan niet gecodeerde vorm van voor ontvangst door het
publiek bestemde televisieprogramma's (. . .). Hieronder zijn niet
begrepen communicatiediensten die informatieve gegevens of an-
dere prestaties op individueel verzoek verstrekken zoals telekopie-
diensten, elektronische databanken en andere soortgelijke dien-
sten”. Diensten van de informatiemaatschappij worden in artikel
1, punt 2, van Richtlijn 98/48/EG gedefinieerd als „diensten die
gewoonlijk tegen vergoeding, langs elektronische weg, op afstand
en op individueel verzoek van een afnemer van diensten verricht
worden”. Zie ook de beschikkingen van de Commissie Matsushita/
MCA, IV/M 037, 10.1.1991, AOL/Time Warner, punt 35 en Ber-
telsmann/Burda/Springer — HOS-MM, IV/M 972. In de zaak Telia/
Telenor/Schibsted punt 16 heeft de Commissie opgemerkt dat de
productie van websites in voldoende mate technisch van aard was
— aangezien er ontwerp- en computervaardigheden voor nodig
waren — om als aparte markt te worden beschouwd.

(29) Volgens punt 34 kan de openbare opdracht van publieke omroe-
pen eventueel bepaalde diensten omvatten die geen „programma's”
in de traditionele zin zijn, zoals on-line informatiediensten, voor-
zover daarmee wordt voldaan aan dezelfde democratische, sociale
en culturele behoeften van de betrokken samenleving.

(30) In zaak N 37/2003 heeft de Commissie uitgesproken dat een
nieuwe „Digital Curriculum”-dienst van de BBC niet onder de be-
staande definitie van het begrip „omroep” van de BBC viel, aange-
zien er geen nauwe band bestond met radio- en televisiediensten.
De steun werd goedgekeurd op grond van artikel 86, lid 2, van het
Verdrag, als openbare dienst op het gebied van educatie.

(31) Zie punt 9 van de Mededeling van de Commissie over diensten van
algemeen belang (2001/C 17/04) „(. . .) de betrokken overheids-
instanties [moeten] volledige transparantie in acht nemen, door
met enige nauwkeurigheid vast te leggen wat de behoeften van
de gebruikers zijn voor wie de diensten van algemeen belang in
het leven worden geroepen (. . .)”.

(32) Arrest van 19.5.1993, zaak C-320/91, Paul Corbeau, Jurispr. 1993,
blz. I-02533, punten 19 en 21.

(33) Arrest van 10.12.1991, zaak C-179/90, Merci convenzionali porto
di Genova SpA/Siderurgica Gabrielli SpA, Jurispr. 1991, blz.
I-5889, punt 27.

(34) Arrest van 13.12.1991, Zaak 18/88, Régie des télégraphes et des
téléphones/GB-Inno-BM, Jurispr. 1991, blz. I-05941, punt 22.

(35) NN 88/98 BBC 24-hour news, punt 70.
(36) Omroepmededeling, punten 37 en 38.



93. De Commissie is van mening dat er een onafhankelijk
orgaan is dat erop moet toezien of de publieke omroepen
voldoen aan hun opdrachten in het kader van de open-
bare dienst en aan de financiële eisen. Het Commissariaat
voor de Media is wettelijk verplicht de opdrachten in het
kader van de openbare dienst te controleren. De Com-
missie zal echter verder onderzoeken of in de praktijk
daadwerkelijk doeltreffend toezicht wordt gehouden.

1.9.3. Evenredigheid

94. Volgens het derde criterium moet de Commissie beoor-
delen of de financiering in een evenredige verhouding
staat tot de nettokosten van de openbare dienst. Volgens
de omroepmededeling 1. moet er een gescheiden boek-
houding zijn voor activiteiten in het kader van de open-
bare dienst en voor activiteiten die daarbuiten vallen, 2.
mag de staatssteun niet meer bedragen dan de nettokos-
ten van de openbare opdracht, en 3. mogen er geen
marktverstoringen zijn, die niet noodzakelijk zijn voor
het vervullen van de openbare opdracht (37).

95. Om de kosten van de activiteiten in het kader van de
openbare dienst op correcte wijze vast te stellen, vereist
de omroepmededeling een behoorlijke toerekening van
de kosten en baten tussen de openbare dienst en de
commerciële activiteiten. Een publieke omroep die finan-
ciering van de staat ontvangt voor de uitvoering van zijn
openbare taken, zou voor zijn verschillende activiteiten
een aparte boekhouding moeten voeren.

96. De regels ten aanzien van de kostenallocatie voor de
Nederlandse publieke omroepen lijken niet voldoende
duidelijk te zijn. Hoewel het Handboek Financiële Verant-
woording enige richtsnoeren op het gebied van boekhou-
ding geeft, worden er geen aanwijzingen gegeven over
hoe gemeenschappelijke kosten moeten worden toegere-
kend aan de activiteiten die binnen en buiten het kader
van de openbare dienst vallen. De boekhouding van de
publieke omroepen wordt op basis van dit handboek
door een accountant beoordeeld. Het enige document
waarin criteria zijn opgenomen voor kostenallocatie is
de Richtlijn Neven- en Verenigingsactiviteiten publieke
omroep 1999 waarin het Commissariaat voor de Media
uiteenzet hoe het zal beoordelen of mogelijk sprake is
van concurrentievervalsing. Deze beoordeling wordt niet
stelselmatig uitgevoerd, maar alleen als het Commissa-
riaat een klacht ontvangt of besluit zelf een onderzoek
uit te voeren.

97. Zoals blijkt uit een accountantsverslag uit 2001 over het
„financieel jaarverslag publieke omroep”, lijken de pu-
blieke omroepen geen consistente boekhoudkundige prin-
cipes toe te passen. Volgens het accountantsverslag reke-
nen de publieke omroepen hun kosten en baten op ver-
schillende manieren toe aan de verschillende activiteiten
en programma's (38).

98. De Commissie twijfelt in dit stadium van de procedure
derhalve of alle kosten en baten correct zijn toegerekend
op grond van consequent toegepaste en objectief te recht-
vaardigen beginselen inzake kostprijsadministratie.

99. Daarnaast vereist de omroepmededeling, om de nettokos-
ten van de activiteiten op het gebied van de openbare
dienst vast te stellen, dat rekening wordt gehouden met
de commerciële winsten, die door de activiteiten in het
kader van de openbare dienst worden gegenereerd (39).
Volgens de mediawet moeten de publieke omroepen re-
kening houden met de nettowinsten van hun activiteiten
buiten het kader van de openbare dienst bij de bereke-
ning van hun behoefte aan financiering door het Rijk. De
Commissie betwijfelt echter of dit structureel is gebeurd.
Zoals in punt 60 beschreven, voegen de openbare om-
roepen hun buiten het kader van de openbare dienst
gegenereerde inkomsten toe aan hun programmareserves.
Rekening houdend met het feit dat deze programmare-
serves structureel zijn toegenomen (zie tabel 4) is de
Commissie voorlopig van mening dat niet volledig reke-
ning is gehouden met de buiten het kader van de open-
bare dienst gegenereerde inkomsten bij de berekening van
de behoeften aan financiering door het Rijk, en dat daar-
bij het risico is gelopen dat de financiering verder gaat
dan de nettokosten van de openbare dienst.

100. Bovendien merkt de Commissie op dat een aantal publieke
omroepen minderheidsbelangen hebben in aparte entitei-
ten of via ondoorzichtige constructies deelnemen in com-
merciële ondernemingen (40). Wanneer commerciële activi-
teiten niet onder normale marktvoorwaarden worden uit-
gevoerd, is de financiering door het Rijk wellicht hoger dan
noodzakelijk voor het verrichten van de openbare dienst.
Dit is met name het geval wanneer geen kostenallocatie van
enige betekenis mogelijk is, en wanneer buitensporige win-
sten worden gegenereerd die niet volledig opnieuw over de
publieke omroepen worden verdeeld. Dit is ook het geval
wanneer publieke omroepen producten van commerciële
dochtermaatschappijen kopen tegen prijzen die de markt-
waarde niet tot uitdrukking brengen. Het Commissariaat
voor de Media heeft dan ook commentaar geleverd op de
winstmarges en de hoge prijzen die publieke omroepen
betalen voor de producten van bedrijven waarin zij een
(minderheids)belang hebben (41).

101. Zoals uiteengezet in punt 57 van de omroepmededeling,
mag de staatssteun, om de evenredigheidstest te doorstaan,
de nettokosten van de openbare opdracht niet te boven
gaan. In dit stadium van de procedure twijfelt de Commissie
of de nettokosten voor de openbare dienst van de publieke
omroepen in de jaren waarop het onderzoek betrekking
heeft, zijn overgecompenseerd. Hoewel uit tabel 3 naar
voren lijkt te komen dat de nettokosten voor de openbare
dienst (d.w.z. na aftrek van de jaarlijkse financiering door
het Rijk en van de inkomsten uit andere dan openbare
diensten) hoger zijn dan de verleende ad-hocfinanciering
en CoBO-middelen, moet worden opgemerkt dat de infor-
matie van tabel 3 gebaseerd is op begrote kosten en inkom-
sten. In werkelijkheid hebben de publieke omroepen geen
financieringstekort. Integendeel: 110,2 miljoen EUR (cijfers

DE10.3.2004 Amtsblatt der Europäischen Union C 61/19

(37) Omroepmededeling, punten 49-58.
(38) Rapport van bevindingen, bijlage 6, bladzijde 6, gevoegd bij bijlage

2 bij de Brief van de Nederlandse autoriteiten van 18.9.2002.

(39) Omroepmededeling, punt 57.
(40) De TROS neemt bijvoorbeeld deel in een commanditaire vennoot-

schap, samen met een dochtermaatschappij. Kenmerkend voor een
commanditaire vennootschap is dat niet alle vennoten bekend zijn
en dat de winst van de vennoten contractueel is vastgelegd.

(41) Zie besluit van het Commissariaat voor de Media van 27.11.2002
met betrekking tot de deelneming van de TROS in After the Break
Productions BV en besluit van 1.6.2001 over de deelneming van
de AVRO in Medical Multi Media Productions.



2001) is beschikbaar in het Fonds omroepreserve en in
individuele programmareserves.

102. In feite bestaat de financieringsoverschrijding door het
Rijk uit de middelen van het Fonds omroepreserve (dat
uit ad-hocbetalingen wordt gefinancierd) en de individu-
ele programmareserves (die door inkomsten uit andere
dan openbare diensten en door het overschot aan finan-
ciering van het Rijk worden gefinancierd).

103. Volgens de Nederlandse autoriteiten zijn de reserves nodig
om het functioneren van het systeem veilig te stellen. De
Commissie zou kunnen accepteren dat specifieke reserves
worden aangehouden om daarmee investeringen voor de
openbare dienst te doen of om te dienen als buffer voor
mogelijke jaarlijkse verschillen in de kosten voor de open-
bare dienst. Wanneer reserves echter structureel toenemen
zonder enige economische reden, zijn dergelijke reserves
niet nodig voor het vervullen van de openbare dienst.

104. De Commissie is voorlopig van mening dat het doel van
het Fonds omroepreserve (als buffer voor fluctueringen in
de advertentie-inkomsten, ter versterking van de pro-
grammering en voor investeringen) geen economische
reden heeft; er bestaat reeds een reserve op rijksniveau
(Algemene omroepreserve) om als buffer voor de fluctu-
eringen in advertentie-inkomsten te dienen en 25 % van
de jaarlijkse financiering door het Rijk gaat reeds naar de
versterking van de programmering. Het Fonds omroepre-
serve blijft op een constant hoog niveau. Ook voor de
individuele programmareserves van de omroepen lijkt
geen economische reden te bestaan, aangezien deze con-
stant zijn aangegroeid.

105. Daarom is de Commissie in dit stadium van de procedure
van mening dat de beschikbare bedragen in het Fonds
omroepreserve en in de programmareserves van de om-
roepen een indicatie zijn voor de overfinanciering van
nettokosten voor de openbare dienst van de publieke
omroepen. Van het totaalbedrag aan ad-hocmaatregelen
is 110 miljoen EUR (cijfers 2001) niet gebruikt.

106. Wanneer een openbaredienstverlener structureel wordt
overgecompenseerd, bestaat een groot risico op kruissub-
sidiëring van activiteiten die niet tot de openbare dienst
behoren, en op marktverstoringen die niet noodzakelijk
zijn voor het vervullen van de openbare opdracht.

107. De Commissie beschikt inderdaad over aanwijzingen dat
er kruissubsidiëring heeft plaatsgevonden van activiteiten
van publieke omroepen buiten de openbare dienst.

108. Ten eerste worden structurele verliezen van bepaalde
dienstverleningsactiviteiten buiten de openbare dienst
(verenigingsactiviteiten) toegevoegd aan de kosten voor
de openbare dienst (zie tabel 3), ondanks het feit dat
de publieke omroepen 159 miljoen EUR aan verenigi-
gingsreserves hebben (zie tabel 4). Dit lijkt een kruissub-
sidiëring van verenigingsactiviteiten te zijn. Ten tweede
heeft het Commissariaat voor de Media discretionaire
bevoegdheden om te besluiten dat sommige activiteiten
buiten de openbare dienst met overheidsmiddelen (42)
mogen worden gefinancierd.

109. Ten derde wil de Commissie verder de aard en oorsprong
van bepaalde reserves buiten de openbare dienst onder-
zoeken om te zien of kruissubsidiëring heeft plaatsgevon-
den. De verenigingsreserves van de omroepverenigingen
(159 miljoen EUR) zijn voornamelijk opgebouwd uit le-
denbijdragen. Omdat het statutaire doel van omroepver-
enigingen echter vergelijkbaar is met hun voornaamste
hoofdtaak als openbare dienst, twijfelt de Commissie of
deze bijdragen niet moeten worden beschouwd als winst
van de activiteiten in het kader van de openbare dienst.
Volgens punt 57 van de omroepmededeling moet met
dergelijke winsten rekening worden gehouden bij de be-
rekening van de nettokosten voor de openbare dienst. De
Commissie wil ook verder onderzoek verrichten naar de
oorsprong van de middelen in de stichtingsreserves van
de NOS en de omroepen zonder leden (23 miljoen EUR).

110. Tot slot, zoals uitgelegd in de omroepmededeling (punt
58), moet het gedrag van publieke omroepen bij de uit-
voering van activiteiten buiten het kader van de openbare
dienst overeenkomen met dat van andere ondernemingen
in vergelijkbare omstandigheden. Dat gedrag mag niet
resulteren in marktverstoringen, die niet nodig zijn
voor de vervulling van de openbare opdracht. Volgens
klagers wordt de buitensporige overheidssubsidie gebruikt
om de concurrentie op de markten buiten de openbare
dienst, zoals doorgifte op de kabel, advertentiemarkten en
de verwerving van sportuitzendrechten, te verstoren.

111. (Doorgifte op de kabel) Volgens de Nederlandse jurispru-
dentie moeten kabelexploitanten een vergoeding betalen
voor de doorgifte van programma's. De Commissie twij-
felt of het modelcontract dat in 1985 tussen kabelexploi-
tanten en houders van auteursrechten (43) is overeengeko-
men, niet tot onnodige marktverstoringen heeft geleid.
Op verzoek van de Nederlandse regering is gesteld dat
kabelexploitanten geen intellectuele-eigendomsrechten be-
talen voor de doorgifte van programma's van de Neder-
landse publieke omroep. Op grond van dit modelcontract
betalen de exploitanten wel voor auteursrechten van bui-
tenlandse publieke omroepen. Door de kabelexploitanten
geen intellectuele-eigendomsrechten te laten betalen, heeft
de NOS zich niet als een normale marktdeelnemer gedra-
gen, aangezien zij heeft afgezien van commerciële inkom-
sten, waardoor de noodzaak voor financiering door het
Rijk is toegenomen en waardoor kabelexploitanten zijn
bevoordeeld.

112. (Advertentiemarkt) Om te beoordelen of de STER moge-
lijk de prijzen op de advertentiemarkt heeft onderboden,
is de Commissie van mening dat een vergelijking tussen
de prijzen van de publieke en particuliere advertentiever-
kopers een betekenisvolle maatstaf van de in punt 58 van
de omroepmededeling genoemde criteria (44) zou kunnen
zijn. Op basis van de momenteel beschikbare informatie,
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(42) Zie hoofdstukken 2.3, 3.2 en 3.3 van de Richtlijn Neven- en Ver-
enigingsactiviteiten, en besluit van 13.8.2003 inzake BNN.

(43) Organisaties die de Nederlandse omroepen (NOS), buitenlandse
omroepen en de Nederlandse Vereniging Bureau voor Muziek-
auteursrecht (BUMA) vertegenwoordigen.

(44) Punt 58 van de omroepmededeling luidt: „Wanneer een openbare
omroep de prijzen voor activiteiten die buiten het kader van de
openbare dienst vallen, verlaagt tot onder het niveau dat nodig is
om de stand-alonekosten die een efficiënte, commerciële exploitant
welke zich in een gelijkaardige situatie bevindt, doorgaans had
moeten terugverdienen, kan een dergelijke handelwijze aangeven
dat er overcompensatie van openbare-dienstverplichtingen is (. . .)”.



heeft de Commissie het gemiddelde GRP (gross rating
point) in de doelgroep van 20-49 jaar tussen 18.00 en
24.00 uur van de STER en de commerciële exploitanten
vergeleken (zie tabel 2) (45). Om een andere indicatie van
het gedrag van de STER te krijgen, heeft de Commissie de
gegevens betreffende het GRP vergeleken met gegevens
betreffende de totale advertentie-inkomsten van de STER
en de commerciële exploitanten (zie tabel 1).

113. In dit stadium van de procedure beschikt de Commissie
over onvoldoende aanwijzingen dat de STER de prijzen
op de advertentiemarkt heeft onderboden. Zoals blijkt uit
tabel 2, lijkt het gemiddelde netto-GRP van de STER
hoger dan dat van haar commerciële concurrenten (46).
Zoals blijkt uit tabel 1 hebben de commerciële exploitan-
ten hogere kortingen gegeven op de gepubliceerde tarie-
ven dan de STER. Bovendien zijn de totale inkomsten uit
advertenties van de commerciële exploitanten structureel
toegenomen, terwijl die van de STER vrijwel gelijk zijn
gebleven. Ook is het marktaandeel van de commerciële
exploitanten gestegen, terwijl dat van de STER is gedaald.

114. (Voetbaluitzendrechten) In dit stadium van de procedure
heeft de Commissie onvoldoende aanwijzingen om te
kunnen concluderen dat de prijs die publieke omroepen
voor voetbaluitzendrechten hebben betaald structureel
boven de marktwaarde lagen, aangezien de commerciële
exploitanten tijdens de onderhandelingsprocedure hogere
bedragen boden dan de publieke omroepen (zie punt 31).
Gezien de beweringen van de klagers, zal de Commissie
dit punt echter nader onderzoeken.

1.10. Rijksbijdragen NOB

115. De Commissie twijfelt bovendien of de rijksbijdragen aan
het NOB voor de technische faciliteiten ten behoeve van
de publieke omroepen als staatssteun moeten worden
beschouwd. Het NOB wordt rechtstreeks uit de rijks-
begroting (staatsmiddelen) betaald, concurreert met an-
dere faciliteitenleveranciers (concurrentievervalsing), en
is actief in de intracommunautaire handel, aangezien
het dochterbedrijven heeft in België en Duitsland (beïn-
vloeding van het handelsverkeer).

116. Van staatssteun zou sprake zijn wanneer de prijzen die de
Nederlandse autoriteiten voor de diensten van het NOB
betalen hoger is dan de marktprijs. In dat geval heeft de
staat niet volgens de marktpraktijk gehandeld en zou het
NOB een voordeel hebben gekregen boven andere facili-
teitenleveranciers. De Commissie zal deze kwestie tijdens
de inleiding van de procedure nader onderzoeken.

117. Conclusies inzake de kwalificatie als staatssteun van de
betrokken financiering laten enige actie van de Commis-
sie tegen inbreuk op de bepalingen van artikel 49 van het
Verdrag betreffende het vrij verrichten van diensten on-
verlet.

BESLUIT

Rekening houdend met het bovenstaande is de Commissie in
dit stadium van de procedure tot de voorlopige conclusie ge-
komen dat de ad-hocfinanciering, de rijksbijdragen aan het
NOB in ruil voor de gratis levering van technische faciliteiten
door het NOB aan de publieke omroepen, en het CoBO-fonds
staatssteun aan de Nederlandse publieke omroepen vormen in
de zin van artikel 87, lid 1, van het Verdrag. De Commissie
betwijfelt of de rijksbijdragen aan het NOB staatssteun voor die
onderneming zijn in de zin van artikel 87, lid 1, van het
Verdrag. In dit stadium van de procedure is de Commissie
van mening dat, wat de staatssteun aan de publieke omroepen
betreft, niet aan alle voorwaarden voor de toepassing van ar-
tikel 86, lid 2 van het Verdrag is voldaan.

In het licht van de bovenstaande overwegingen verzoekt de
Commissie, uit hoofde van de procedure van artikel 88, lid
2, van het EG-Verdrag, Nederland zijn opmerkingen kenbaar
te maken en binnen een maand na de datum van ontvangst
van deze brief alle informatie te verstrekken op grond waarvan
de maatregel zou kunnen worden onderzocht. Zij verzoekt uw
autoriteiten onverwijld een afschrift van deze brief aan de po-
tentiële ontvanger van de steun te zenden.

De Commissie herinnert Nederland eraan dat artikel 88, lid 3,
van het EG-Verdrag opschortende werking heeft, en vestigt uw
aandacht op artikel 14 van Verordening (EG) nr. 659/1999 van
de Raad, waarin is bepaald dat alle onrechtmatig verleende
steun van de begunstigde kan worden teruggevorderd.

De Commissie zal de belanghebbenden in kennis stellen door
dit schrijven en een substantiële samenvatting te publiceren in
het Publicatieblad van de Europese Unie. Tevens zal zij belang-
hebbenden in de EVA-landen die partij zijn bij de EER-over-
eenkomst, van de brief in kennis stellen via een bekendmaking
in de EER-bijlage bij het Publicatieblad van de Europese Unie en
zal zij een kopie van de brief doen toekomen aan de Toezicht-
houdende Autoriteit van de EVA. Alle belanghebbenden zullen
worden uitgenodigd hun opmerkingen kenbaar te maken bin-
nen één maand vanaf de datum van de bekendmaking.“
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(45) De prijzen voor het GRP kunnen echter niet rechtstreeks worden
vergeleken, aangezien in de GRP-prijs het publieksaandeel en de
samenstelling van het publiek moeten worden meegewogen.

(46) Zie vorige voetnoot.



Veröffentlichung des Antrags auf Eintragung gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
2081/92 zum Schutz von geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeug-

nisse und Lebensmittel

(2004/C 61/06)

Diese Veröffentlichung eröffnet die Möglichkeit, gemäß Artikel 7 und Artikel 12 d der genannten Ver-
ordnung Einspruch einzulegen. Der Einspruch muss durch die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats,
eines der WTO angehörenden Staates oder eines nach Artikel 12 Absatz 3 anerkannten Drittlandes
innerhalb von sechs Monaten nach dieser Veröffentlichung übermittelt werden. Die Veröffentlichung
enthält, insbesondere unter 4.6, die Angaben, aufgrund deren der Antrag als im Sinne der Verordnung
(EWG) Nr. 2081/92 gerechtfertigt gilt.

VERORDNUNG (EWG) Nr. 2081/92 DES RATES

EINTRAGUNGSANTRAG: ARTIKEL 5

g.U. (x) g.g.A. ( )

Einzelstaatliches Aktenzeichen: 93

1. Zuständige Stelle des Mitgliedstaates

Name: Subdirección General de Sistemas de Calidad Diferenciada — Dirección General de Ali-
mentación — Secretaría General de Agricultura y Alimentación del Ministerio de Agricul-
tura, Pesca y Alimentación de España

Anschrift: Paseo Infanta Isabel, 1, E-28071 Madrid

Tel. (34) 913 47 53 94

Fax (34) 913 47 54 10

2. Antragstellende Vereinigung

Namen:

Anschriften:

a) Joaquim Blanc i Tejedor mit spanischem Personalausweis Nr. 72960812, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola d'Arnes, SCCL, mit Steuernummer NIF 43014067F und Sitz
in c/Onze de Setembre no 4 in Arnés.

b) Francesc Martí i Alcoverro mit spanischem Personalausweis Nr. 40901659, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola i Caixa Rural, SCCL, mit Steuernummer NIF 43014067F und
Sitz in c/Estació no 2 in Bot.

c) Francesc Sabaté i Tarragó mit spanischem Personalausweis Nr. 77880592, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola Sant Isidre, SCCL, mit Steuernummer NIF 43014281 und Sitz in
Av. Generalitat s/n, Caseres.

d) Josep Pere Colat i Clua mit spanischem Personalausweis Nr. 40926368, im Namen und im Auftrag
der Cooperativa Agrícola de Corbera, SCCL, mit Steuernummer NIF 473013994 und Sitz in c/Sant
Marc s/n, Corbera d'Ebre.

e) Joan R. Comelles i Albesa mit spanischem Personalausweis Nr. 77884411, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola Sant Isidre, SCCL, mit Steuernummer NIF 43011774 und Sitz in
Av. Misericórdia no 77, la Fatarella.

f) Pere Royo i Pedrola mit spanischem Personalausweis Nr. 40919484, im Namen und im Auftrag
der Celler Cooperatiu Gandesa, SCCL, mit Steuernummer NIF 43011816F und Sitz in Av. Cata-
lunya no 28 in Gandesa.
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g) Pere Joan Llop i Barrubés mit spanischem Personalausweis Nr. 77881340, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola Terra Alta, SCCL, mit Steuernummer NIF 43013671F und Sitz
in c/Glorietes s/n, La Pobla de Massaluca.

h) Carlos Bel i Espinós mit spanischem Personalausweis Nr. 39995411, im Namen und im Auftrag
der Olis La Franja, SL, mit Steuernummer NIF 43251032 und Sitz in Crta. de Tortosa s/n, Horta
de Sant Joan.

i) Josep Santiago Subirats Mulet mit spanischem Personalausweis Nr. 40906133, im Namen und im
Auftrag von Subirats d'Horta de Sant Joan, SL, mit Steuernummer NIF 43594852 und Sitz in en
c/Medi Natural no 29 in Horta de Sant Joan.

j) Rafael Solé i Urgell mit spanischem Personalausweis Nr. 77779213, im eigenen Namen und
Interesse, wohnhaft in c/Gandesa n.o 18, Vilalba dels Arcs.

k) Josep Manuel García i Lorente mit spanischem Personalausweis Nr. 40004330, im Namen und im
Auftrag der Cooperativa Agrícola i Secció de Crèdit de Flix, SCCL, mit Steuernummer NIF
43011790 und Sitz in c/Major no 75 in Flix.

Zusammensetzung: Erzeuger/Verarbeiter (x) Andere ( )

3. Art des Erzeugnisses: natives Olivenöl extra — Klasse 1.5 — Fette

4. Beschreibung der Spezifikation

(Zusammenfassung der Bedingungen gemäß Artikel 4 Absatz 2)

4.1 N a m e : „Aceite de Terra Alta“ oder „Oli de Terra Alta“

4.2 B e s c h r e i b u n g : Natives Olivenöl extra, das aus den Früchten des Olea Europea L. von der
Hauptsorte Empeltre oder von einer Mischung aus der Sorte Empeltre und anderen Sorten wie
Arbequina, Morruda und Farga durch mechanische oder andere physikalische Verfahren gewonnen
wird, die weder die Qualität des Öls, seinen Geschmack, sein Aroma noch die für die Früchte des
Olivenbaums typischen Eigenschaften verändern.

Empeltre ist die Hauptsorte, da sie im Erzeugungsgebiet vorherrscht.

Das Öl mit der Ursprungsbezeichnung Terra Alta hat folgende Eigenschaften:

Organoleptische Eigenschaften:

Aussehen sauber, transparent, ohne Schleier oder Trübungen

Farbe gelb mit Schattierungen, die von blassgelb bis zu dunklem altgoldgelb reichen.

Geschmack guter, fruchtiger Geschmack zu Beginn der Saison, der mit der Zeit leicht süßlich wird;
mit aromatischen Noten, die an Mandeln oder frische Nüsse erinnern.

Mindestpunkteanzahl
im Panel-Test

6,5

Physikalisch-chemische Eigenschaften:

höchster Säuregehalt (% Ölsäure) 0,50

höchste Peroxydzahl (meq 02/kg) 18

K270 max. 0,20

K232 max. 2,50

Grenzwert für Feuchtigkeit und flüchtige Bestandteile (%) 0,20

Grenzwert für Fremdstoffanteil (%) 0,10

DE10.3.2004 Amtsblatt der Europäischen Union C 61/23



4.3 G e o g r a f i s c h e s G e b i e t : Das Erzeugungsgebiet umfasst die Gebietskörperschaft (comarca)
Terra Alta und einige Gemeinden der Gebietskörperschaft Ribera d'Ebre, die beide im Südosten der
autonomen Gemeinschaft Katalonien liegen.

Das geografische Gebiet setzt sich aus folgenden Gemeinden zusammen:

Terra Alta Ribera d'Ebre

Arnes Corbera d'Ebre Pinell de Brai Ascó

Batea Gandesa Pobla de Massaluca Flix (alle Parzellen mit Aus-
nahme der Parzellen 13,18,
19, 20 und 21)

Bot Horta de Sant Joan Prat de Comte Ribaroja d'Ebre

Caseres La Fatarella Vilalba dels Arcs

Im Erzeugungsgebiet werden auch die Verarbeitung und die Verpackung durchgeführt.

4.4 U r s p r u n g s n a c h w e i s : Die Oliven kommen direkt von den Plantagen des Erzeugungsgebiets in
die Verarbeitungsbetriebe. Das Aussortieren, Verarbeiten und Abfüllen erfolgt in Betrieben, die sich in
diesem Erzeugungsgebiet befinden und in das entsprechende Register der Aufsichtsbehörde einge-
tragen sind. Die gewonnenen Öle, die im Laufe des Erzeugungs- und Verarbeitungsprozesses sämtliche
Kontrollen sowie die physikalisch-chemischen Analysen und sensorischen Prüfungen bestanden haben,
kommen unter der geschützten Ursprungsbezeichnung und versehen mit Aufkleber, Kontrolletikett
und gegebenenfalls einer von der Aufsichtsbehörde verliehenen nummerierten Qualitätsauszeichnung
auf den Markt.

4.5 H e r s t e l l u n g s v e r f a h r e n :

a) Anbaubedingungen:

Pflanzplan: Der Pflanzplan weist im Allgemeinen eine Dichte von 50 bis 80 Bäumen pro Hektar
auf.

Bodenbearbeitung und Beschneiden: Die Anbaupraktiken sind die im Erzeugungsgebiet üblichen.

Beim Beschneiden werden die Bäume durch das Entfernen alter Holzteile verkleinert, wodurch sie
eine runde Form erhalten, die sowohl die Fruchtbildung als auch die Ernte begünstigt.

Bewässerung: Derzeit liegen 90 % der Bäume auf nicht bewässerten und 10 % auf bewässerten
Flächen.

Ernte: Die Ernte erfolgt entweder durch händisches Pflücken der Früchte direkt vom Baum oder
durch Schütteln, wobei diese Technik von Mitte November bis Ende Januar angewandt wird.

b) Herstellungsverfahren:

Das native Olivenöl extra mit geschützter Ursprungsbezeichnung wird aus gesunden Oliven der
genehmigten Sorten gewonnen, die in ihrem optimalen Reifestadium mit größter Sorgfalt direkt
vom Baum gepflückt werden. Nach dem Transport der Oliven zu den Ölmühlen unter den fest-
gelegten Bedingungen zur Vermeidung jeglicher Beschädigung werden sie mechanischen Verarbei-
tungsverfahren unterzogen, welche die Vorgänge Waschen und Zermahlen der Oliven, Schleudern
der Paste, Trennen von Wasser und Öl sowie Lagern umfassen. Nach dem Prüfungsprozess wird
das Olivenöl in Behälter mit einem Fassungsvermögen von bis zu 5 Litern abgefüllt.

Die Oliven müssen 48 Stunden nach der Ernte gemahlen werden, um jegliche Veränderungen, die
ihre Qualität beeinträchtigen können, zu vermeiden. Das Olivenöl muss aus Oliven der Hauptsorte
Empeltre oder aus einer Mischung der Sorte Empeltre mit den Sorten Arbequina, Morruda oder
Farga gewonnen werden.
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Nur Olivenöl, das aus Oliven von Bäumen mit einem Mindestalter von fünf Jahren gewonnen
wurde, kann die geschützte Ursprungsbezeichnung „Aceite de Terra Alta“ erhalten.

Der gesamte Herstellungsprozess von der Erzeugung bis zur Etikettierung findet im Erzeugungs-
gebiet statt, um die Qualität zu gewährleisten und die Rückverfolgbarkeit des Verfahrens sicher-
zustellen.

Qualität: Olivenöle sind sehr empfindlich gegen äußere Einflüsse, die verschiedene Arten von
Prozessen auslösen können. Es ist daher sehr wichtig für diese Art von Olivenöl, dass der gesamte
Herstellungsprozess im Erzeugungsgebiet stattfindet.

Rückverfolgbarkeit: Im Hinblick auf die Kontrolle und die Zertifizierung ist es für das Funktionie-
ren der Zertifizierungsstelle unerlässlich, dass der gesamte Prozess im geographischen Ursprungs-
gebiet stattfindet.

4.6 Z u s a m m e n h a n g

Geschichte

Der Beginn des Olivenanbaus in Katalonien und in Terra Alta geht vermutlich auf die Araber zurück,
zumal die immer noch verwendete Bezeichnung „almazaras“ für die Ölmühlen eindeutig arabischen
Ursprungs ist.

Wie Antoni Mascaró in seinem Buch „Mis memorias“ (1948) schreibt, waren Oliven um das Jahr
1787 in der Gemeinde Batea die wichtigste Kulturpflanze, gefolgt von Getreide und Wein. Wörtlich
heißt es in seinem Werk: „. . . la cosecha de aceite que da la opulencia sólida a este país, ha producido
este año la cantidad de veintiún mil cántaros, medida de la tierra, de peso cada uno de 38 libras que
hacen arrobas castellanas 31 920 . . .“ (die Ölernte, die den Reichtum dieser Gegend begründet, ergab
in diesem Jahr eine Menge von — gemessen in ortsüblichen Einheiten — einundzwanzigtausend
Krügen, mit einem Gewicht von jeweils 38 Pfund, was umgerechnet 31 920 kastilische Arrobas
ausmacht . . .). Dies bedeutete eine Produktion von 350 000 kg Öl, was ungefähr 1 800 000 kg
Oliven entspricht. Die Einwohnerzahl betrug zu dieser Zeit weniger als 1 000 Personen.

Pascual Madoz schreibt in seinem „Diccionario Geográfico“ (1847) über das Gebiet von Gandesa im
Jahr 1847, dass „. . . se produce en este país, abundante y fino aceite, trigo, centeno . . .“ (in dieser
Gegend reichlich und feines Öl, Weizen, Roggen erzeugt wird). Derselbe Autor berichtet auch, dass
etwa in der Mitte des 19. Jahrhunderts im Gebiet der heutigen Gebietskörperschaft Terra Alta der
Großteil der Anbauflächen — wesentlich mehr als heute — für die Olivenölerzeugung genutzt wurde.

Um 1900 standen die Olivenhaine unter den Kulturen in Terra Alta an zweiter Stelle. Sie belegten
insgesamt mehr als 28 % und in den einzelnen Gemeinden zwischen 20 % und 44 % der Anbauflä-
chen. Die Gemeinden mit den größten Olivenanbauflächen waren Batea, La Fatarella und Horta de
Sant Joan. Die Olivenölerzeugung erreichte ungefähr 2 Mio. kg.

In der Gebietskörperschaft Terra Alta ist die wichtigste Olivensorte die Sorte mit der Bezeichnung
„Empeltre“; in einigen Orten ist sie sogar die einzige Sorte, die angebaut wird. Dabei handelt es sich
um eine sehr alte Sorte. Ihr Name leitet sich aus dem katalanischen Wort „empelt“ ab, das mit
Pfröpfling übersetzt wird und wahrscheinlich darauf zurückgeht, dass diese Sorte auf andere, ältere
Sorten aus den Gebieten Baix Aragón und Vall de l'Ebre gepfropft wurde. Die Olivensorte Empeltre ist
in Terra Altra so bedeutend und einzigartig, dass sie in den Baumschulen auch unter dem Sorten-
namen „Terra Alta“ bekannt ist.

Natürliche Gegebenheiten:

Die Besonderheiten der natürlichen Umgebung des Gebiets wirken sich folgendermaßen auf die
Eigenschaften des Olivenöls aus:

Wie die meisten Olivenanbaugebiete ist auch dieses Gebiet vom Mittelmeerklima begünstigt. Aller-
dings entsteht hier aufgrund der besonderen orografischen Verhältnisse ein eigenes Mikroklima, das
sich direkt auf den Lebenszyklus des Olivenbaums und somit auch auf seine Früchte, die Oliven,
auswirkt.

Diese Besonderheiten können in drei Punkten zusammengefasst werden:

1) Lage: Es handelt sich um eine Hochebene, die durchschnittlich 400 m über dem Meeresspiegel
liegt.
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2) Natürliche Grenzen: Im Bezirk laufen drei Bergketten zusammen: die beiden Massive Pàndols und
Cavalls mit Höhen bis zu 700 m und das größte, im nördlichen Teil gelegene Massiv, Els ports de
Beseit, das bis zu 1 400 m hoch ist. Dies ergibt eine besondere Orografie, die das besagte
Mikroklima bewirkt.

3) Winde: Als Folge daraus sind weiters die für das Gebiet typischen Winde von besonderer Bedeu-
tung, weniger aufgrund ihrer Stärke (die nicht besonders nennenswert ist) als aufgrund ihrer
günstigen Auswirkungen auf den Olivenanbau. Hervorzuheben sind die beiden bedeutendsten,
die unter ihren ortsüblichen Bezeichnungen „Garvinada“ und „Cerç“ bekannt sind. Der erste ist
wichtig, weil er für den besagten Anbau die erforderliche Feuchtigkeit bringt, und der zweite, weil
dank seiner Eigenschaften und Häufigkeit viele gesundheitliche Probleme (Pilze) vermieden werden
und er dafür sorgt, dass die Oliven problemlos reifen und in ausgezeichnetem Zustand in die
Mühlen gelangen.

4.7 K o n t r o l l e i n r i c h t u n g

Name: Consejo Regulador de la Denominación de origen „Aceite de Terra Alta“

Anschrift: 1 Bassa d'en Gaire, E-43780 Gandesa (Tarragona)

Tel. 977 42 00 18

Die Aufsichtsbehörde für die geschützte Ursprungsbezeichnung „Aceite de Terra Alta“ erfüllt die
Norm EN 45011.

4.8 E t i k e t t i e r u n g : Auf den Etiketten muss die Bezeichnung „Aceite de Terra Alta“ aufgeführt sein.
Die Etiketten werden von der Aufsichtsbehörde genehmigt.

4.9 E i n z e l s t a a t l i c h e A n f o r d e r u n g e n

— Gesetz 25/1970 vom 2. Dezember 1970 über Weinbau, Wein und alkoholische Getränke (Esta-
tuto de la viña, del vino y de los alcoholes).

— Erlass 835/1972 vom 23. März 1972, mit dem die Ausführungsverordnung zum Gesetz 25/70
angenommen wurde.

— Verordnung vom 25. Januar 1994 über die Übereinstimmung der spanischen Rechtsvorschriften
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 zum Schutz von geografischen Angaben und Ursprungs-
bezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel.

— Königlicher Erlass Nr. 1643/1999 vom 22. Oktober 1999 über das Verfahren für die Einreichung
von Anträgen auf Eintragung von geschützten Ursprungsbezeichnungen und geschützten geogra-
fischen Angaben in das Gemeinschaftsregister.

EG-Nr.: ES/00245/21.06.2002.

Datum des Eingangs des vollständigen Dossiers: 21. August 2003.
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III

(Bekanntmachungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

Im Amtsblatt der Europäischen Union C 61 E veröffentlichte Sitzungsprotokolle vom 10. bis 13.
März 2003

(2004/C 61/07)

Diese Texte sind verfügbar in:

EUR-Lex: http://europa.eu.int/eur-lex

CELEX: http://europa.eu.int/celex
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KOMMISSION

Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für Projekte von gemeinsamem Interesse im
Bereich transeuropäischer Telekommunikationsnetze

Aufforderung eTEN 2004/1

(2004/C 61/08)

1. Gemäß Titel XV des Vertrages zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft trägt diese zum Auf- und Ausbau
transeuropäischer Netze bei, u. a. im Bereich der Telekom-
munikation.

Eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des
Rates über Leitlinien für transeuropäische Telekommunika-
tionsnetze wurde am 17. Juni 1997 erlassen (Entscheidung
Nr. 1336/97/EG, ABl. L 183 vom 11.7.1997, S. 12) und
am 12. Juni 2002 geändert (Entscheidung Nr.
1376/2002/EG, ABl. L 200 vom 30.7.2002, S. 1). In An-
hang I der geänderten Fassung sind die Projekte von ge-
meinsamem Interesse aufgeführt.

Gemäß Anhang I der Entscheidung Nr. 1376/2002/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 2002
verabschiedete die Europäische Kommission am 9. März
2004 ein neues Arbeitsprogramm, das den Inhalt dieser
Projekte festlegt.

2. Die Europäische Kommission fordert zur Einreichung von
Vorschlägen für Projekte von gemeinsamem Interesse zur
Einführung von Diensten auf, die über transeuropäische
Telekommunikationsnetze erbracht werden. Die vor-
geschlagenen Dienste sollten der Verwirklichung der ge-
meinsamen Ziele für alle Themen des Arbeitsprogramms
eTEN 2004 dienen.

3. Ausführliche Informationen zur Erstellung und Einrei-
chung von Vorschlägen enthält der eTEN-Leitfaden für An-
tragsteller 2004. Einzelheiten zum Bewertungsvorgang
sind dem eTEN-Bewertungshandbuch 2004 zu entnehmen.
Diese Unterlagen sowie das eTEN-Arbeitsprogramm 2004
und weitere Informationen zu dieser Aufforderung können
von der nachstehend angegebenen Website heruntergela-
den werden oder sind bei der Europäischen Kommission
unter folgenden Anschriften erhältlich:

Europäische Kommission
Generaldirektion Informationsgesellschaft
eTEN Help Desk
Büro BU31 2/74
B-1049 Brüssel
E-Mail: infso-eten@cec.eu.int
Fax (32-2) 296 17 40
Web: http://europa.eu.int/eten

4. Konsortien, die die Voraussetzungen für diese Aufforde-
rung erfüllen, werden gebeten, ihre Vorschläge für Projekte
in den nachstehend genannten Aktionsbereichen des eTEN-
Arbeitsprogramms 2004 einzureichen.

Aktionsbereiche

Vorschläge können zu einem der folgenden Aktionsberei-
che dieser Aufforderung unterbreitet werden:

Aktionsbereich 1: Ersteinführung

Aktionsbereich 2: Marktvalidierung

Aktionsbereich 3: Unterstützung und Koordinierung

Themen

Vorschläge zu den Aktionsbereichen 1 und 2 müssen eines
oder mehrere der folgenden Themen behandeln:

Thema 1: Elektronische Behördendienste (eGovernment)

Thema 2: Online-Gesundheitsdienste (eHealth)

Thema 3: Digitale Integration (eInclusion)

Thema 4: Elektronisches Lernen (eLearning)

Thema 5: Vertrauen und Sicherheit

Thema 6: KMU

Vorschläge zum Aktionsbereich 3 sollten sich mit folgen-
den Themen befassen:

— Sensibilisierung für das Programm und die Projekte
durch Workshops, Unterstützung der nationalen Kon-
taktstellen und anderweitige Mittel

— Optimierung laufender Projekte

— Analyse des Bedarfs und der künftigen Entwicklung des
Bereichs eTEN
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— Förderung der Einführung, u.a. durch Prüfstände für
empfehlenswerte Verfahren und Vermittlungsdienste

— Prüfung der Auswirkungen der EU-Politik auf die et-
waige Einführung elektronischer Lösungen und Aufzei-
gen entsprechender Maßnahmen

Die Finanzierung der ausgewählten Vorschläge erfolgt auf-
grund der Verordnung (EG) Nr. 1655/1999 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 1999 (ABl. L
197 vom 29.7.1999, S. 1) zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 2236/95 vom 18. September 1995 (ABl. L 228
vom 23.9.1995, S. 1) über die Grundregeln für die Ge-
währung von Gemeinschaftszuschüssen für transeuropäi-
sche Netze und nach der Haushaltsordnung für den Ge-
samthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften.

— Der Gemeinschaftszuschuss für Vorschläge zum Akti-
onsbereich 1 (Ersteinführung) beträgt maximal 10 %
der geschätzten Gesamtinvestitionskosten. Ein Vor-
schlag, diesen Satz auf 30 % anzuheben, liegt derzeit
dem Rat vor. Der diesbezügliche Beschluss des Euro-
päischen Parlaments und des Rates wird für die erste
Jahreshälfte 2004 erwartet. Ersteinführungsprojekte
werden in der Höhe finanziert, die zum Zeitpunkt
der Vertragsunterzeichnung zulässig ist. Weitere Infor-
mationen sind dem Arbeitsprogramm eTEN 2004 und
der eTEN-Website zu entnehmen (http://europa.eu.int/
eten).

— Für Vorschläge zum Aktionsbereich 2 (Marktvalidie-
rung) beträgt der Gemeinschaftszuschuss 50 % der er-
stattungsfähigen Kosten dieser Phase, höchstens jedoch
10 % der Gesamtinvestitionskosten.

— Der Gemeinschaftszuschuss für Vorschläge zum Akti-
onsbereich 3 (Unterstützung und Koordinierung) be-
trägt unter 100 % der erstattungsfähigen Kosten.

Grundsätzlich darf der Gemeinschaftszuschuss nicht zu
einem Gewinn für einen Nutznießer führen.

Diese Regeln werden bei der Bewertung zugrunde gelegt.

Das vorgeschlagene vorläufige Gemeinschaftsbudget für
diese Aufforderung beträgt 42 Millionen Euro.

5. Der Bewertungsvorgang für Anträge auf Finanzhilfen der
Kommission ist in der Haushaltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften festgelegt.
Die Bewertung wird von der Kommission mit Unterstüt-
zung unabhängiger Sachverständiger vorgenommen.

Jeder Antrag wird anhand der Bewertungskriterien geprüft,
die sich in drei Kategorien gliedern: Zulassungs-, Vergabe-

und Auswahlkriterien. Nur Vorschläge, die den Zulassungs-
kriterien entsprechen, werden einer vollständigen Bewer-
tung unterzogen.

Vorschläge, die die Bewertung bestehen, werden nach Qua-
lität eingestuft.

Die Bewertungskriterien sind im eTEN-Arbeitsprogramm
2004 festgelegt.

6. Vorschläge zu dieser Aufforderung sind unter Verwendung
der Formulare im Leitfaden für Antragsteller in Papierform
einzureichen. Die Kommission empfiehlt Antragstellern,
Teil A in elektronischer Form zu übermitteln.

Das Werkzeug zur elektronischen Erfassung von Teil A
steht auf der eTEN-Website zur Verfügung:
http://europa.eu.int/eten

Vorschläge, die auf dem Postweg eingereicht werden, sind
an folgende Anschrift der Kommission zu richten:

„eTEN Proposals“
Call 2004/1
Europäische Kommission
B-1049 Brüssel.

Bei persönlicher Übergabe oder Zustellung durch Dritte
(einschließlich privater Kurierdienste (1)) gilt folgende An-
schrift:

„eTEN Proposals“
Call 2004/1
Europäische Kommission
Rue de Geneve, 1
B-1049 Brüssel.

7. Vorschläge müssen spätestens am 9. Juni 2004, 16.00 Uhr
(Brüsseler Ortszeit), bei der Kommission eingehen. Projekt-
vorschläge, die nach diesem Termin eingehen, werden bei
der Bewertung nicht berücksichtigt und ungeöffnet zurück-
gesandt.

Die Kommission wird die Antragsteller voraussichtlich in-
nerhalb von vier Monaten nach Ablauf der Eingangsfrist
über das Ergebnis der Bewertung und Auswahl unterrich-
ten. Gleichzeitig werden sie entweder aufgefordert, Ver-
handlungen aufzunehmen, oder auf eine Reserveliste für
Verhandlungen gesetzt, die aufgenommen werden, falls
nach Abschluss der Verträge für die erste Gruppe aus-
gewählter Vorschläge noch Haushaltsmittel verfügbar sind,
oder sie werden sie über die Ablehnung ihres Vorschlags
unterrichtet.
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Die Kommission gedenkt, die Verhandlungen mit den aus-
gewählten Antragstellern innerhalb von acht Monaten
nach Ablauf der vorgenannten Eingangsfrist abzuschließen.

Die Projektdurchführung beginnt nach Abschluss der Ver-
handlungen.

8. Bei mehrfacher Einreichung eines Vorschlags prüft die
Kommission die Papierfassung, die als Letzte vor dem obi-
gen Termin eingeht.

9. Bei jeglichem Schriftverkehr zu dieser Aufforderung ist die
Kenn-Nummer eTEN 2004/1 anzugeben.

10. Teilnehmern aus Beitrittsländern wird nahe gelegt, auf
diese Aufforderung zu reagieren. Entsprechende Beschlüsse

zur Gewährung von Zuschüssen für Rechtspersonen aus
den neuen Mitgliedstaaten werden jedoch erst nach dem 1.
Mai 2004 gefasst und setzen den tatsächlichen Beitritt des
betreffenden Landes voraus.

Mit der Einreichung seines Vorschlags akzeptiert der An-
tragsteller die Verfahren und Bedingungen dieser Auffor-
derung und der Texte, auf die sie Bezug nimmt.

Alle bei der Europäischen Kommission eingehenden Vor-
schläge werden streng vertraulich behandelt.

Die Europäische Kommission verfolgt eine Politik der
Chancengleichheit. Daher wird Frauen besonders empfoh-
len, sich an Vorschlägen zu beteiligen.
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Mitteilung der Kommission betreffend die Benennung der Mitglieder des wissenschaftlich-
technischen und wirtschaftlichen Fischereiausschusses

(Amtsblatt der Europäischen Union C 42 vom 18. Februar 2004)

(2004/C 61/09)

Seite 15, dritte Zeile:

anstatt: „am . . . 2004“

muss es heißen: „am 11. Februar 2004“.
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